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Das Europäische Klimagesetz (EU-KlimaG) 
sieht nach einer am 7. April 2026 in Kraft 
getretenen Änderung bis zum Jahr 2040 
eine verbindliche Treibhausgasemissions
minderung der Europäischen Union (EU) 
um 90 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 
vor. Um dieses EU-Klimaziel 2040 zu errei
chen, muss die Europäische Kommission 
(EU-Kommission) das europäische Klima
schutzrecht überprüfen und gegebenen
falls Gesetzesvorschläge für den Zeitraum 
nach 2030 entwickeln, vgl. Art. 4 Abs. 4 EU-
KlimaG.  

Bislang ist die Lastenteilungs-Verordnung 
(Lastenteilungs-VO) ein wesentlicher Be
standteil des europäischen Klimaschutz
rechts. Durch sie wird ein verbindliches EU-
weites Ziel zur Minderung der Treibhaus
gasemissionen von 40 Prozent bis zum Jahr 
2030 gegenüber dem Stand von 2005 für 
alle unter die Lastenteilungs-Verordnung 
fallenden Sektoren festgelegt (Art. 1 Lasten
teilungs-VO). Dieses Gesamtziel wird auf 
verbindliche Ziele für die einzelnen Mitglied
staaten heruntergebrochen, die je nach Mit
gliedstaat unterschiedlich hoch ausfallen 
(Art. 1, 4, Anhang I Lastenteilungs-VO).  

Für den Zeitraum nach 2030 ist aktuell al
lerdings kein neues Ziel für die bisher unter 
die Lastenteilungs-Verordnung fallenden 
Sektoren und damit keine Grundlage für 
eine Aufteilung auf nationale Ziele festge
legt. Wenn der Ansatz der Lastenteilungs-
Verordnung auch künftig genutzt werden 
soll, muss die Verordnung also geändert 
oder ersetzt werden. Das Europäische Kli
magesetz formuliert in Art. 4 Abs. 4 einen 
entsprechenden, wenn auch allgemein ge
fassten Auftrag, nach dem das relevante 
Unionsrecht auf die Erreichung des EU-Kli
maziels 2040 zu prüfen ist. Nach Art. 4 
Abs. 5 EU-KlimaG sind dabei verschiedene 
Elemente zu berücksichtigen, darunter Fle
xibilität (lit. c)), Kosteneffizienz (lit. f)), Soli
darität (lit. f), q)) und Fairness (lit. q)). Das 
EU-Primärrecht und das Europäische Kli
magesetz definieren diese von der EU-
Kommission zu berücksichtigenden Ele
menten jedoch nicht. In der Vergangenheit 
setzte die Lastenteilungs-Verordnung diese 
Elemente um und konkretisierte dadurch 
die zunächst abstrakten Konzepte der Soli-

darität, Fairness, Flexibilität und Kosteneffi
zienz. 

Die Aufteilung des EU-weiten Ziels zur 
Treibhausgasemissionsminderung in den 
der Lastenteilungs-Verordnung unterlie
genden Sektoren in unterschiedlich hohe 
nationale Ziele kann als Ausdruck von Fair
ness und Solidarität verstanden werden. 
Denn auf diese Weise kann die Ausgangs
lage in den einzelnen Mitgliedstaaten be
rücksichtigt werden. In einer möglichen 
Fortentwicklung der Lastenteilungs-Ver
ordnung wird politisch zu beantworten 
sein, ob auch bei einem geringen verblei
benden Treibhausgasemissionsbudget das 
EU-Klimaziel 2040 in unterschiedlich hohe 
Ziele für die Mitgliedstaaten umgesetzt 
werden kann und auf welche Sektoren sie 
sich beziehen können.  

Daneben bestehen in der Lastenteilungs-
Verordnung verschiedene Mechanismen, 
die den Mitgliedstaaten eine gewisse Flexi
bilität bei der Erreichung ihrer nationalen 
Ziele erlauben. So soll die Kosteneffizienz 
bei der Zielerreichung gefördert werden. 
Innerhalb der Lastenteilungs-Verordnung 
können Mitgliedstaaten, die bei der Treib
hausgasemissionsminderung schnellere 
Fortschritte machen, ihre überschüssigen 
Treibhausgasemissionsbudgets an andere 
Mitgliedstaaten übertragen. Zudem gibt es 
Flexibilitätsmechanismen in den Treibhaus
gasemissionsbudgets zwischen der Lasten
teilungs-Verordnung und der LULUCF-Ver
ordnung (kurz für: land use, land use 
change and forestry) sowie der EU-Emissi
onshandels-Richtlinie (EU-EHS-RL). In der 
Vergangenheit bestand in der Lastentei
lungs-Entscheidung – die der heutigen Las
tenteilungs-Verordnung vorausging und 
den Mitgliedstaaten Ziele bis 2020 setzte – 
eine weitere Flexibilität, indem internatio
nale Gutschriften anerkannt wurden. Aller
dings sind die Flexibilitäten immer durch 
Regelungen begrenzt, die sicherstellen sol
len, dass Treibhausgasemissionsminderun
gen von allen Mitgliedstaaten und in allen 
Sektoren erreicht werden. Dies kann wiede
rum als Ausdruck der Solidarität und Fair
ness verstanden werden.  

Eine Fortführung der Lastenteilungs-Ver
ordnung ist im Europäischen Klimagesetz 
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nicht verpflichtend vorgeschrieben. Sie ist 
vielmehr nur ein möglicher Ansatz zur Er
reichung der Klimaziele der Union. Das eu
ropäische Klimarecht kennt auch andere 
Modelle, etwa indikative, durch die Mit
gliedstaaten selbst bestimmte Beiträge zu 
einem gemeinsamen EU-Ziel. Allerdings ist 
die Lastenteilungs-Verordnung ein wichti
ges Instrument des Klimaschutzes in der 
EU. Sie hat in der Vergangenheit Fairness- 
und Flexibilitätsgedanken verknüpft. Zwar 
sind auch diese Elemente und ihre bishe
rige Konkretisierung im Europäischen Kli
magesetz bislang nur im Rahmen eines 
Prüfauftrags für die EU-Kommission nie
dergelegt. Sie werden damit jedoch als Be
wertungsmaßstab für Vorschläge zur Über
arbeitung und Weiterentwicklung des 
Rechtsrahmens zur Erreichung des EU-Kli
maziels 2040 dienen, was auch die Zukunft 
der Lastenteilungs-Verordnung umfasst.  

 

Kernergebnisse 

▶ Die Lastenteilungs-Verordnung sieht 
ein verpflichtendes Ziel der Union und 
national verbindliche Ziele der Mit
gliedstaaten, um das unionsweite Ziel 
zu erfüllen, nur bis zum Jahr 2030 vor. 
Eine Weiterführung der Lastentei
lungs-Verordnung ist nicht rechtlich 
vorgeschrieben. 

▶ Durch eine Weiterführung der Lasten
teilungs-Verordnung könnten die von 
der EU-Kommission laut Art. 4 Abs. 5 
EU-KlimaG zu berücksichtigenden Ele
mente der Fairness, Solidarität, Flexibi
lität und Kosteneffizienz umgesetzt 
werden. 

▶ Die Elemente der Fairness und Solidari
tät werden in der Lastenteilungs-Ver
ordnung durch die Aufteilung eines 
EU-weiten Ziels zur Treibhausgasemis
sionsminderung auf unterschiedlich 
hohe nationale Ziele umgesetzt. Dieser 
Ansatz könnte fortgesetzt werden. 

▶ Die Elemente der Flexibilität und Kos
teneffizienz werden in der Lastentei
lungs-Verordnung durch Regelungen 
umgesetzt, die es den Mitgliedstaaten 
in begrenztem Umfang erlauben, die 
Treibhausgasemissionsminderungen 
auf verschiedene, für sie jeweils güns
tige Weise zu erreichen. Auch künftig 
könnten in einem neuen Instrument 
Flexibilitäten verwirklicht werden. 
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Art. 4 Abs. 3 des Europäischen Klimageset
zes (EU-KlimaG)1 sieht inzwischen bis zum 
Jahr 2040 eine Treibhausgasemissionsmin
derung der Europäischen Union (EU) um 
90 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 vor 
(EU-Klimaziel 2040). Die Lastenteilungs-
Verordnung (Lastenteilungs-VO)2 ist aller
dings bislang allein auf das bis 2030 gel
tende Treibhausgasemissionsminderungs
ziel der EU ausgelegt (dazu unter I.). Daher 
steht bei der Ausrichtung des europäischen 
Klimaschutzrechts auf das Klimaziel 2040 
eine Überprüfung der Lastenteilungs-Ver
ordnung an. Die Europäische Kommission 
(EU-Kommission) soll gemäß Art. 4 Abs. 4 
EU-KlimaG gegebenenfalls Gesetzesvor
schläge entwickeln. Dabei sind verschie
dene Elemente zu berücksichtigen, die in 
Art. 4 Abs. 5 EU-KlimaG vorgegeben sind 
(dazu unter II.). In dem vorliegenden Be
richt wird untersucht, inwiefern die beson
ders relevanten Elemente der Fairness und 
Solidarität (dazu unter B.) sowie der Kos
teneffizienz und Flexibilität (dazu unter C.) 
bislang in der Lastenteilungs-Verordnung 
umgesetzt wurden und was dies für die 
weitere Entwicklung der Lastenteilungs-
Verordnung bedeuten kann. 

I. Status Quo: Lastenteilungs-
Verordnung nur auf EU-Klimaziel 
2030 ausgelegt 

Die Lastenteilungs-Verordnung ist ein we
sentlicher Bestandteil der Rechtsvorschrif-

 
1 Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung 
des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutrali
tät („Europäisches Klimagesetz“), ABl. EU L 243 v. 
09.07.2021, S. 1, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 
2026/667 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2026, ABl. EU L v. 18.03.2026. 
2 Verordnung (EU) 2018/842 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung 
verbindlicher nationaler Jahresziele für die Reduzie
rung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 bis 
2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen zwecks 
Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkom-

ten zur Erreichung der Klimaziele der EU 
(dazu unter 1.)3. Sie ist derzeit nur auf die Er
reichung des EU-Klimaziels 2030 ausgelegt 
(dazu unter 2.).  

1. Lastenteilungs-Verordnung als 
Maßnahme zur Erreichung des EU-
Klimaziels 2030 

Kern des Europäischen Klimagesetzes ist 
die Festlegung des langfristigen Ziels der 
Klimaneutralität bis spätestens 2050 in 
Art. 2 Abs. 1. Um dies zu erreichen, sieht 
Art. 4 EU-KlimaG verbindliche Zwischen
ziele für die Union vor. Bis zum Jahr 2030 
hat sich die EU in Art. 4 Abs. 1 UAbs. 1 EU-
KlimaG verpflichtet, ihre Treibhausgasemis
sionen um mindestens 55 Prozent im Ver
gleich zum Jahr 1990 zu reduzieren (EU-Kli
maziel 2030). Bis 2040 soll gemäß Art. 4 
Abs. 3 EU-KlimaG eine Reduktion um 
90 Prozent gegenüber 1990 erreicht wer
den (EU-Klimaziel 2040). 

Die Lastenteilungs-Verordnung trägt zur 
Erreichung des EU-Klimaziels 2030 bei. Un
ter die Verordnung fallen nach Art. 2 Abs. 1, 
2 Lastenteilungs-VO die Sektoren, die we
der vom Europäischen Emissionshandels
system 1 (EU-EHS-1) noch von der LULUCF-
Verordnung (LULUCF-VO)4 erfasst werden. 
In diesen Sektoren (u. a. Gebäude, Straßen
verkehr, Landwirtschaft und Abfall) besteht 
nach Art. 1 Lastenteilungs-VO ein verbindli
ches Ziel, die Treibhausgasemissionen EU-

men von Paris, ABl. EU L 156 v. 19.06.2018, S. 26, zuletzt 
geändert durch Verordnung (EU) 2023/857 des Europä
ischen Parlaments und des Rates vom 19. April 2023, 
ABl. EU L 111 v. 26.04.2023, S. 1. 
3 J. V. Nysten/R. Busch, Die Ziele der EU bis 2030 für 
Treibhausgasemissionsminderung, erneuerbare Ener
gien und Energieeffizienz, Würzburger Studien zum 
Umweltenergierecht Nr. 42 vom 01.10.2025, S. 9. 
4 Verordnung (EU) 2018/841 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 30. Mai 2018 über die Einbe
ziehung der Emissionen und des Abbaus von Treib
hausgasen aus Landnutzung, Landnutzungsänderun-

A. Einleitung: Prüfauftrag der EU-Kommission 
zur Überarbeitung der Lastenteilungs-
Verordnung 
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weit bis zum Jahr 2030 um 40 Prozent zu 
mindern5.  

Das verbindliche Treibhausgasemissions
minderungsziel der EU soll über verbindli
che nationale Beiträge der Mitgliedstaaten 
erreicht werden. Diese nationalen Ziele 
werden der Höhe nach individuell festge
legt, Art. 1, 4 i. V. m. mit Anhang I Lastentei
lungs-VO. Den Pfad zur Erreichung der na
tionalen Ziele im Jahr 2030 legt die EU-
Kommission fest, Art. 4 Abs. 3 Lastentei
lungs-VO6. Zur Festlegung der nationalen 
Ziele wird das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
pro Kopf in den Mitgliedstaaten berück
sichtigt, was als Fairness- bzw. Solidaritäts
aspekt verstanden werden kann (dazu un
ter B.).  

Daneben bestehen verschiedene Flexibili
tätsmechanismen, die auch der Kosteneffi
zienz dienen7: Innerhalb der Lastentei
lungs-Verordnung können unter anderem 
Mitgliedstaaten, die bei der Treibhaus
gasemissionsminderung schnellere Fort
schritte machen, ihre überschüssigen 
Treibhausgasemissionszuweisungen an an
dere Mitgliedstaaten übertragen, Art. 5 Las
tenteilungs-VO. Mitgliedstaaten, denen 
eine nationale Erreichung der Ziele nicht 
(kostengünstig) möglich war, können mit 
Hilfe dieser gekauften Treibhausgasemissi
onszuweisungen ihren Verpflichtungen 
nachkommen und so etwaigen Sanktionen 
nach Art. 9 Lastenteilungs-VO entgehen. 
Zudem gibt es gemäß Art. 6, 7 Lastentei
lungs-VO Flexibilitätsmechanismen in den 
Treibhausgasemissionszuweisungen zwi-

 

gen und Forstwirtschaft in den Rahmen für die Klima- 
und Energiepolitik bis 2030, ABl. EU L 156 v. 19.06.2018, 
S. 1, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2023/839 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. April 2023, ABl. EU L 107 v. 21.04.2023, S. 1. 
5 Art. 1, Erwgr. 13 Verordnung (EU) 2023/857 des Europä
ischen Parlaments und des Rates vom 19. April 2023 zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2018/842 zur Festle
gung verbindlicher nationaler Jahresziele für die Redu
zierung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 
bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen 
zwecks Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Über
einkommen von Paris, ABl. EU L 111 v. 26.04.2023, S. 1 
(Änderungs-VO (EU) 2023/857 zur Lastenteilungs-VO). 
6 Das Gericht der Europäischen Union (EuG) hat erst 
jüngst den durch die EU-Kommission festgelegten 
jährlichen Minderungspfad bestätigt, siehe EuG, Urt. v. 
02.09.2026 – T‑120/24 – Global Legal Action Network 
und CAN Europe/Kommission. 
7 Erwgr. 20 Verordnung (EU) 2018/842 des Europäi
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur 
Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele für die 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 

schen der Lastenteilungs-Verordnung und 
der LULUCF-Verordnung sowie der EU-
Emissionshandels-Richtlinie (EU-EHS-RL)8. 
In der Vergangenheit bestand in Art. 5 Las
tenteilungs-Entscheidung – die der heuti
gen Lastenteilungs-Verordnung vorausging 
und den Mitgliedstaaten Treibhausgas-
emissionsminderungsziele bis 2020 setzte – 
eine weitere Flexibilität, indem internatio
nale Gutschriften anerkannt wurden (dazu 
unter C.)9. 

2. Zeitlich begrenzte Wirkung und 
Überprüfungsmechanismus 

Die Wirkung der Lastenteilungs-Verord
nung ist zeitlich begrenzt, wie sich aus der 
Zielbestimmung für das Jahr 2030 in Art. 1 
Lastenteilungs-VO ergibt. Zwar ist kein ge
setzliches Außerkrafttreten geregelt. Auf
grund der Ausrichtung an den Zielen für 
das Jahr 2030 hätte die Lastenteilungs-Ver
ordnung danach jedoch nur noch eine be
grenzte Wirksamkeit.  

Zudem wird die Lastenteilungs-Verord
nung gemäß Art. 15 Abs. 1 Lastenteilungs-
VO fortlaufend überprüft. Die EU-Kommis
sion legt nach Art. 15 Abs. 2 UAbs. 1 Lasten
teilungs-VO innerhalb von sechs Monaten 
nach jeder im Rahmen des Art. 14 des Über
einkommens von Paris10 vereinbarten welt
weiten Bestandsaufnahme einen Bericht 
vor. Dieser nimmt Bezug auf die Durchfüh
rung der Lastenteilungs-Verordnung, ein
schließlich ihres Beitrags zum EU-Klima-

2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen 
zwecks Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Über
einkommen von Paris, ABl. EU L 156 v. 19.06.2018, S. 26 
(Lastenteilungs-VO (Ursprungsfassung 2018)). 
8 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System 
für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten 
in der Gemeinschaft, ABl. EU L 275 v. 25.10.2003, S. 32, 
zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2024/795 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Feb
ruar 2024, ABl. EU L v. 29.02.2024. 
9 Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europäischen Par
laments und des Rates vom 23. April 2009 über die An
strengungen der Mitgliedstaaten zur Reduktion ihrer 
Treibhausgasemissionen mit Blick auf die Erfüllung der 
Verpflichtungen der Gemeinschaft zur Reduktion der 
Treibhausgasemissionen bis 2020, ABl. EU L 140 v. 
05.06.2009, S. 136. 
10 Übereinkommen von Paris vom 12. Dezember 2015, 
UNTS No. 54113, Bd. 3156, S. 79, abgedruckt in BGBl. II 
2016, S. 1083. 
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ziel 2030 sowie zu den Zielen des Überein
kommens von Paris. Daneben enthält 
Art. 15 Abs. 2 Lastenteilungs-VO Berichts
pflichten für die EU-Kommission unter Be
rücksichtigung der Fairness, Solidarität und 
Kostenwirksamkeit, einschließlich der Zeit 
nach dem Jahr 2030, mit der Möglichkeit, 
Legislativvorschläge zu unterbreiten. Zu
letzt legte die EU-Kommission im Novem
ber 2025 einen Bericht zur Lastenteilungs-
Verordnung vor11. Dieser enthielt jedoch 
keine neuen Vorschläge. 

Eine Fortführung der Lastenteilungs-Ver
ordnung für die Zeit nach dem Jahr 2030 
ist damit nicht zwingend. Sie lässt sich we
der aus der Lastenteilungs-Verordnung 
selbst noch aus dem Europäischen Klima
gesetz ableiten. Darin sind lediglich die uni
onsweiten Klimaziele für die Jahre 2030, 
2040 und 2050, aber keine Maßnahmen zu 
ihrer Erreichung festgelegt. Soll die Lasten
teilungs-Verordnung zukünftig als Maß
nahme zur Erreichung des EU-Klimaziels 
2040 dienen, muss die Verordnung also ge
ändert oder ersetzt werden.  

Die zeitliche Begrenzung hat die Lastentei
lungs-Verordnung mit ihren Rechtsvorgän
gern gemein. Auch die Wirkung der Lasten
teilungs-Entscheidung aus dem Jahr 2009 
war zeitlich begrenzt. Einerseits sah sie in 
Art. 3 nationale Ziele nur bis zum Jahr 2020 
vor. Andererseits regelte sie in Art. 8 eine 
Überarbeitung im Falle des Zustandekom
mens eines internationalen Abkommens. 
Unabhängig davon bestanden Berichter
stattungspflichten für die EU-Kommission. 
Auch in diesem Zuge wurde die EU-Kom
mission aufgefordert, gegebenenfalls nach 
Art. 6 Abs. 4 Lastenteilungs-Entscheidung 
Vorschläge vorzulegen. Noch vor der 

 
11 Europäische Kommission, Bericht der Kommission an 
das Europäische Parlament und den Rat: EU-Fort
schrittsbericht über Klimaschutz und -anpassung 2025, 
COM(2025) 668 final v. 06.11.2025, S. 32 ff.; zuvor Bericht 
in Europäische Kommission, Commission Staff Work
ing Document: First Biennial Transparency Report from 
the European Union, SWD(2024) 273 final v. 21.11.2024, 
S. 43 ff. 
12 Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen 
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 
11. Dezember 1997, UNTS No. 30822, Bd. 2302, S. 162, ab
gedruckt in BGBl. II 2002, S. 967. 
13 Entscheidung 2002/358/EG des Rates vom 25. April 
2002 über die Genehmigung des Protokolls von Kyoto 
zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen im Namen der Europäischen 
Gemeinschaft sowie die gemeinsame Erfüllung der da
raus erwachsenden Verpflichtungen, ABl. EU L 130 v. 

Lastenteilungs-Entscheidung wurden die 
Treibhausgasemissionsminderungsziele 
unter dem Regime des Kyoto-Protokolls12 
durch eine Ratsentscheidung innereuropä
isch aufgeteilt13. Diese Ziele galten gemäß 
Art. 3 Abs. 1, Annex B des Kyoto-Protokolls 
bis zum Jahr 2005. 

II. Vorgaben zur Überprüfung der 
Lastenteilungs-Verordnung aus dem 
Europäischen Klimagesetz 

Art. 4 Abs. 4 UAbs. 1 EU-KlimaG enthält einen 
an die EU-Kommission gerichteten Prüfauf
trag. Sie soll für den Zeitraum nach 2030 die 
einschlägigen Rechtsvorschriften der Union 
überprüfen, damit das EU-Klimazwischenziel 
2040 (nach Art. 4 Abs. 3 EU-KlimaG) und das 
Ziel der Klimaneutralität bis 2050 (nach Art. 2 
Abs. 1 EU-KlimaG) erreicht werden können. 
Zudem prüft sie, welche Maßnahmen gege
benenfalls auf der Grundlage einer detaillier
ten Folgenabschätzung im Einklang mit den 
Verträgen zu ergreifen sind.  

Gemäß ihres Auftrags nach Art. 4 Abs. 4 
EU-KlimaG bewertet die EU-Kommission 
derzeit im Rahmen einer Konsultation auch 
die Rolle der nationalen Ziele und der Flexi
bilität für die Zeit nach 2030 hinsichtlich ih
res Umfangs, ihrer Gestaltung, Zuweisung 
und Governance sowie der Frage, wie sie 
EU-EHS-1 und EU-EHS-2 ergänzen14.  

Bei dieser Bewertung sollen die in Art. 4 
Abs. 5 EU-KlimaG aufgeführten Elemente an
gemessen berücksichtigt werden. Mehrere 
Belange erscheinen insbesondere für eine 
Fortführung der Lastenteilungs-Verordnung 
einschlägig zu sein (dazu unter 1.). Als Prüfauf-

15.05.2002, S. 1 (Entscheidung 2002/358/EG über die ge
meinsame Erfüllung der Kyoto-Verpflichtungen). 
14 Europäische Kommission, Aufforderung zur Stellung
nahme zu einer Folgenabschätzung, Ares(2026)1417227 
v. 09.02.2026 (Aufforderung zur Stellungnahme, 
Ares(2026)1417227), S. 3; Europäische Kommission, Mit
teilung der Kommission an das Europäische Parla
ment, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und So
zialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Ar
beitsprogramm der Kommission 2026 – Ein unabhän
giges Europa, COM(2025) 870 final v. 21.10.2025; zum Er
gebnis der Konsultation: Europäische Kommission, 
Factual Summary Report on the Open Public Consulta
tion on the revision of national targets & flexibilities in 
the EU climate policy framework after 2030, 
Ares(2026)6817220 v. 08.07.2026 (Factual Summary Re
port, Ares(2026)6817220). 
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trag an die EU-Kommission haben sie gleich
wohl nur eine begrenzte Wirkung (dazu un
ter 2.). 

1. Einschlägige Elemente 

Das Europäische Klimagesetz listet insge
samt 20 Elemente in Art. 4 Abs. 5 lit. a) – t) 
auf, die die EU-Kommission für die Weiter
entwicklung des europäischen Klima
schutzrechts zu berücksichtigen hat. Einige 
dieser Elemente beziehen sich auf konkrete 
Maßnahmen oder Instrumente, beispiels
weise internationale Gutschriften (lit. a)), 
dauerhafte Entnahmen (lit. b)), natürliche 
CO2-Entnahmen (lit. d)) und natürliche Sen
ken (lit. e)). Diese Elemente weisen keinen 
Zusammenhang mit der Lastenteilungs-
Verordnung auf. Weitere Elemente sind 
sehr weit gefasst, sodass sie wahrscheinlich 
eher allgemein beachtet werden sollen, 
beispielsweise die Beachtung der neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse (lit. g)), der 
sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Auswirkungen (lit. h)) und der Kosten der 
Untätigkeit (lit. i)). 

Für die Überprüfung der Lastenteilungs-
Verordnung scheinen aufgrund des Sach
zusammenhangs hier insbesondere die fol
genden Elemente relevant:  

▶ Art. 4 Abs. 5 lit. c): „eine größere Flexibili
tät innerhalb der verschiedenen Sektoren 
und Instrumente und über sie hinweg, 
um die Verwirklichung der Ziele auf ein
fache und kosteneffiziente Weise zu un
terstützen;“ 

▶ Art. 4 Abs. 5 lit. f): „Kosteneffizienz und 
Solidarität als Teil der Ziele und Anstren
gungen der Mitgliedstaaten für die Zeit 
nach 2030 unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen nationalen Gegeben-

 
15 Bezug zu Fairness in Erwgr. 2, Bezug zu Solidarität in 
Erwgr. 2, Bezug zu Kosteneffizienz bzw. Kostenwirk
samkeit in Erwgr. 2, 9, 20, 21, Bezug zu Flexibilität in  
Erwgr. 18, 20, 21, 22, 23, 26, 27 Lastenteilungs-VO (Ur
sprungsfassung 2018); Bezug zu Flexibilität in Art. 4 
Abs. 2, Art. 5, Art. 6, Art. 7 Abs. 1 Lastenteilungs-VO; zu 
einer ähnlichen Kombination dieser Belange auch 
J. Fournier/R. Lanz/K. Purr/J. Weiß, Umweltbundesamt, 
A post-2030 climate policy framework fit for reaching 
the EU climate targets, Discussion Paper, 06.2026, S. 29. 
16 Der Begriff der Kostenwirksamkeit berücksichtigt ne
ben der ökonomischen Effizienz auch die Auswirkun
gen auf das angestrebte Ziel. Eine Maßnahme kann 

heiten und Besonderheiten, einschließ
lich derer von Inseln und Gebieten in äu
ßerster Randlage;“ 

▶ Art. 4 Abs. 5 lit. q): „die Fairness und Soli
darität zwischen und in den Mitgliedstaa
ten“. 

Bisher sollte die Lastenteilungs-Verord
nung sowohl Fairness und Solidarität als 
auch Flexibilität und Kosteneffizienz ver
wirklichen15. Zudem sieht die bereits oben 
erwähnte Vorschrift zur Überprüfung in 
Art. 15 Abs. 2 S. 3 Lastenteilungs-VO vor, 
dass die EU-Kommission einen Bericht vor
legen kann, der einen Weg zur Treibhaus
gasemissionsminderung unter Berücksich
tigung der Bedeutung der Förderung von 
Fairness und Solidarität zwischen den Mit
gliedstaaten sowie der Kostenwirksamkeit 
bei der Verwirklichung dieses Ziels bewer
tet. Auch in dieser Norm der Lastentei
lungs-Verordnung selbst sind damit Solida
rität, Fairness und Kostenwirksamkeit (statt 
Kosteneffizienz) verankert16. Diese drei Ele
mente finden sich ebenso in Art. 2 Abs. 2 
EU-KlimaG im Zusammenhang mit dem 
Ziel der Klimaneutralität 2050. Demnach 
treffen die zuständigen Organe der Union 
und die Mitgliedstaaten die notwendigen 
Maßnahmen, um die gemeinsame Verwirk
lichung des Ziels der Klimaneutralität zu er
möglichen, und berücksichtigen dabei die 
Bedeutung der Förderung sowohl von Fair
ness als auch von Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten und von Kostenwirksam
keit bei der Verwirklichung dieses Ziels. 

Diese Elemente haben somit sowohl inner
halb der Lastenteilungs-Verordnung als 
auch innerhalb des Europäischen Klimage
setzes eine hervorgehobene Rolle für die 
Frage der weiteren Entwicklung der Las
tenteilungs-Verordnung. Aus diesem Grund 
werden sie in der Folge weiter untersucht. 

daher kostenwirksam sein, auch wenn sie nicht die 
kosteneffizienteste Option ist, etwa weil sie eine nach
haltigere oder sozial ausgeglichenere Wirkung hat. 
Kosteneffizienz dahingegen ist eine rein ökonomische 
Messgröße. Siehe J. V. Nysten/M. Ehrmann, Der Beitrag 
internationaler Gutschriften zur Erreichung des EU-Kli
maziels 2040 – Rechtlicher Rahmen nach Europäi
schem Klimagesetz und Art. 6 des Übereinkommens 
von Paris, Würzburger Studien zum Umweltenergier
echt Nr. 53 (im Erscheinen); R. Cooter/T. Ulen, Law and 
Economics, 6. Aufl. 2012, S. 15 ff.; J. D. Gwartney/ 
R. L. Stroup/D. R. Lee/T. H. Ferrarini, Common Sense 
Economics, 3. Aufl. 2016, S. 42 f. 
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2. Maßstab für die Prüfung durch die  
EU-Kommission  

Die in Art. 4 Abs. 5 EU-KlimaG genannten 
Elemente haben eine Wirkung im Rahmen 
des Prüfauftrags an die EU-Kommission; 
dort können sie als Maßstab gelten, an dem 
sich etwaige Gesetzgebungsvorschläge zu 
messen haben. Die EU-Kommission ent
scheidet zwar grundsätzlich allein, ob und 
mit welchem Inhalt sie Gesetzgebungsvor
schläge vorlegt17. Allerdings sind gesetzlich 
festgelegte Prüfaufträge an die EU-Kom
mission kein Novum des Europäischen Kli
magesetzes, sondern regelmäßig – durch 
EU-Parlament (Art. 225 AEUV) und den Rat 
(Art. 241 AEUV) – vorgesehen.  

Die in Art. 4 Abs. 5 EU-KlimaG genannten 
Elemente binden gleichwohl nicht den eu
ropäischen Gesetzgeber selbst. Dies steht 
zum einen in Übereinstimmung mit dem 
Initiativrecht für Gesetzgebung, das gemäß 
Art. 17 Abs. 1, Art. 294 Abs. 2 EUV allein bei 
der EU-Kommission liegt. Rat und EU-Par
lament sind als gesetzgebende Organe frei 
in ihrer Entscheidung im Rahmen ihres po
litischen Gestaltungsspielraums als Gesetz
geber. Zum anderen stellt das „Europäische 
Klimagesetz“ trotz seiner offiziellen Be
zeichnung lediglich eine Verordnung im 

 
17 M. Ruffert, in: C. Calliess/M. Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 
6. Aufl. 2022, Art. 17 EUV Rn. 5; F. Schmidt, in: H. von der 
Groeben/J. Schwarze/A. Hatje/J. P. Terhechte (Hrsg.), 
EUV/AEUV, 8. Aufl. 2026, Art. 17 EUV Rn. 75 ff. Vgl. auch 
Art. 17 Abs. 1 EUV, nach dem das Initiativrecht für  
 

Sinne des Art. 288 Abs. 2 AEUV dar. Diese 
kann Vorgaben machen, die in allen Mit
gliedstaaten verbindlich und unmittelbar 
gelten; nicht aber solche, die den EU-Ge
setzgeber binden. 

III. Forschungsfrage und 
Herangehensweise 

Dieses Hintergrundpapier widmet sich der 
Frage, welche Bedeutung den laut 
Art. 4 Abs. 5 EU-KlimaG von der EU-Kom
mission zu berücksichtigenden Elementen 
der Fairness und Solidarität (dazu unter B.) 
sowie der Flexibilität und Kosteneffizienz 
(dazu unter C.) für die Zukunft der Lasten
teilungs-Verordnung zukommen könnte. 
Dabei wird vom Text des Europäischen Kli
magesetzes ausgegangen. Weiterhin wer
den die Regelungen der Lastenteilungs-
Verordnung in ihrer heutigen Fassung so
wie ihre Vorgängerregelungen auf eben 
jene Aspekte untersucht. Zudem werden 
Stellschrauben für eine Weiterentwicklung 
aufgezeigt. Der bisherige Status quo bietet 
damit einen Bewertungsmaßstab, an dem 
neue Vorschläge gemessen werden kön
nen. 

Gesetzgebung allein bei der EU-Kommission liegt. 
Dem entspricht in den Regelungen zum Gesetzge
bungsverfahren Art. 294 Abs. 2 AEUV, wonach die EU-
Kommission dem Europäischen Parlament und dem 
Rat einen Vorschlag für Rechtsakte unterbreitet. 
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Nach Art. 4 Abs. 5 lit. f) und q) EU-KlimaG 
berücksichtigt die EU-Kommission bei der 
Ausgestaltung des Klimaschutzrechts die 
Elemente der Fairness und der Solidarität 
(dazu unter I.). Die Begriffe der Fairness 
und Solidarität werden jedoch im europäi
schen Klimaschutzrecht nicht weiter defi
niert. Die Lastenteilungs-Verordnung und 
ihre Rechtsvorgänger haben durch die Im
plementierung eines EU-weiten Ziels zur 
Treibhausgasemissionsminderung, das auf 
unterschiedlich hohe nationale Ziele aufge
teilt wird, ein historisch gewachsenes Fair
ness- und Solidaritätskonzept entwickelt. 
Daher lohnt ein Blick auf diese Rechtsquel
len zur Klärung der Frage, wie diese Be
griffe bislang mit Leben gefüllt worden 
sind. Das Konzept ist allerdings nicht recht
lich bindend und hat sich im Laufe der Zeit 
gewandelt (dazu unter II.). Wenn in einer 
möglichen künftigen Lastenteilungs-Ver
ordnung nach dem Jahr 2030 weiterhin 
Fairnessaspekte durch eine Aufteilung auf 
nationale Ziele implementiert werden sol
len, stellt sich die Frage nach der unter
schiedlichen Höhe dieser Ziele angesichts 
schrumpfender Treibhausgasemissions
budgets durch die EU-Klimaziele 2040 und 
2050. Auch könnte sich der Anwendungs
bereich der Lastenteilungs-Verordnung 
weiter verändern (dazu unter III.).  

I. Begriff der Fairness und Solidarität 
im Kontext des Europäischen Klima-
gesetzes 

Die Begriffe der Fairness (dazu unter 1.) und 
Solidarität (dazu unter 2.) finden sich an meh
reren Stellen im Europäischen Klimagesetz. 
Sie werden allerdings unterschiedlich genutzt 
und nicht definiert.  

 
18 C. Calliess, in: C. Calliess/M. Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 
6. Aufl. 2022, Art. 222 AEUV Rn. 2. 

1. Fairness 

Um die Erreichung des EU-Klimaziels 2040 
zu erleichtern, sollen nach Art. 4 Abs. 5 
lit. q) EU-KlimaG die „Fairness und Solidari
tät zwischen und in den Mitgliedstaaten“ 
berücksichtigt werden. Die Lastenteilungs-
Verordnung kann in dieser Hinsicht Fair
nessaspekte implementieren, denn durch 
die Aufteilung des EU-weiten Ziels auf un
terschiedlich hohe nationale Ziele kann 
eine faire Lastenteilung zwischen den Mit
gliedstaaten angestrebt werden.  

2. Solidarität  

Die EU-Kommission berücksichtigt gemäß 
Art. 4 Abs. 5 lit. f) EU-KlimaG die „Kosteneffi
zienz und Solidarität als Teil der Ziele und 
Anstrengungen der Mitgliedstaaten für die 
Zeit nach 2030 unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen nationalen Gegebenhei
ten und Besonderheiten, einschließlich de
rer von Inseln und Gebieten in äußerster 
Randlage“. Daneben berücksichtigt die EU-
Kommission gemäß Art. 4 Abs. 5 lit. q) EU-
KlimaG „die Fairness und Solidarität zwi
schen und in den Mitgliedstaaten“.  

Ein Ausdruck des Solidaritätsprinzips ist in 
Art. 222 AEUV enthalten. Allgemein fordert 
die Solidarität, die Interessen der anderen 
Gemeinschaftsmitglieder als den eigenen 
gleichwertig anzusehen. Dies erfordert die 
Bereitschaft zur freiwilligen Hinnahme von 
Nachteilen bzw. zumindest zum Verzicht 
auf Vorteile. Finanzielle Umverteilung bil
det nur eine Form der Solidarität, nicht 
aber ihren Inhalt18.  

3. Zentrale, aber unbestimmte Begriffe 

Während der Begriff der Fairness im Euro
päischen Klimagesetz mit Gerechtigkeits
ideen verbunden ist, beschreibt der Begriff 
der Solidarität primärrechtlich die Vorstel-

B. Zu den Elementen des Europäischen 
Klimagesetzes: Fairness und Solidarität 
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lung des gegenseitigen Beistands zwischen 
gleichen Partnern. Daraus ergibt sich, dass 
die Begriffe der Fairness und Solidarität 
nicht deckungsgleich sind. Die Betonung 
der Fairness in Art. 4 Abs. 5 lit. q) EU-KlimaG 
bringt daher ein neues Element, das nicht 
wie die Solidarität in der Gleichheit der Mit
gliedstaaten begründet ist. Im Gegenteil, 
bei dem Begriff der Fairness geht es eher 
darum, Ungleichheiten zu korrigieren.  

II. Entwicklung der europäischen 
Lastenteilung in Bezug auf Fairness 
und Solidarität 

Obwohl Fairness und Solidarität weder im 
Primärrecht zum Umweltschutz noch im 
Europäischen Klimagesetz definiert sind, 
besteht im Rahmen der Lastenteilungs-
Verordnung und ihren Rechtsvorgängern 
ein historisch gewachsenes Verständnis für 
diese Elemente durch die Implementie
rung unterschiedlich hoher nationaler Ziele 
(dazu unter 1.). Für die Wirkung der natio
nalen Ziele besonders relevant ist ihr An
wendungsbereich. Dieser hat sich in der 
historischen Entwicklung der verschiede
nen Instrumente zur Lastenteilung immer 
weiter verengt (dazu unter 2.). 

1. Nationale Ziele als Beiträge zum 
Klimaziel der EU 

Die nationale Aufteilung der Lasten der Be
kämpfung des Klimawandels hat eine 
lange Geschichte in der Entwicklung des 
europäischen Klimaschutzrechts. Anhand 
dieser Geschichte kann auch dargestellt 
werden, wie Fairness- und Solidaritätsas
pekte im Laufe der Zeit implementiert wur
den.  

Erstmals wurden nationale Ziele in einem 
Ratsbeschluss aus dem Jahr 2002 festge
legt, um die Kyoto-Ziele innereuropäisch 
umzulegen (dazu unter a)). Im Jahr 2009 
folgte die Lastenteilungs-Entscheidung 
(dazu unter b)), im Jahr 2018 die Lasten-

 
19 Anhang II Entscheidung 2002/358/EG über die ge
meinsame Erfüllung der Kyoto-Verpflichtungen. 
20 Rat der Europäischen Union, Schlussfolgerungen 
des Vorsitzes des Europäischen Rates (Brüssel) 

teilungs-Verordnung, die im Jahr 2023 im 
Rahmen des Green Deals konsolidiert 
wurde (dazu unter c)). 

a) Innereuropäische Aufteilung der Kyoto-
Ziele in Ratsentscheidung 2002 

In Art. 3 Abs. 1, Annex B Kyoto-Protokoll ver
pflichtete sich die Europäische Gemein
schaft (als Vorläuferin der EU) bis zum Jahr 
2005 zu einer Treibhausgasemissionsmin
derung um acht Prozentpunkte im Ver
gleich zum Stand im Jahr 1990. Diese ge
meinschaftsweite Verpflichtung wurde im 
Jahr 2002 unter anderem durch eine Rats
entscheidung in nationale Ziele für die Mit
gliedstaaten umgewandelt19. Während ei
nige Mitgliedstaaten bis zu 127 Prozent 
mehr Treibhausgasemissionen im Ver
gleich zum Jahr 1990 ausstoßen durften, 
mussten andere Mitgliedstaaten ihre Treib
hausgasemissionen auf 72 Prozent im Ver
gleich zum Jahr 1990 reduzieren.  

b) Lastenteilungs-Entscheidung 2009 

Im Jahr 2009 trat die Lastenteilungs-Ent
scheidung in Kraft, die in Art. 3 Abs. 1 unter
schiedlich hohe nationale Ziele für den 
Zeitraum von 2013 bis 2020 vorsah. Der Rat 
betonte, dass hinsichtlich der Beiträge der 
Mitgliedstaaten ein differenzierter Ansatz 
verfolgt werden müsse, der von Fairness 
geprägt sei20. Die Erwägungsgründe der 
Lastenteilungs-Entscheidung beschrieben, 
wie die nationalen Ziele bestimmt werden 
sollten. Erstens wurden nach Erwägungs
grund 7 die Menge der Treibhausgasemissi
onen des betreffenden Mitgliedstaats im 
Jahr 2005 berücksichtigt. Zweitens nannte 
Erwägungsgrund 8 den Grundsatz der Soli
darität unter den Mitgliedstaaten. Drittens 
berücksichtigte ebenfalls Erwägungs
grund 8 das relative Pro-Kopf-BIP des je
weiligen Mitgliedstaats. Mitgliedstaaten mit 
geringerem Einkommensniveau wurde er
möglicht, die Treibhausgasemissionen in 
Sektoren zu erhöhen, in denen der Ver
brauch und die damit verbundenen Treib
hausgasemissionswerte unter dem  
EU-Durchschnitt lagen, beispielsweise im 
Verkehrssektor21. Viertens betonte 

8./9. März 2007, 7224/07 v. 09.03.2007 (Schlussfolgerun
gen des Europäischen Rates März 2007), Nr. 33. 
21 A. Runge-Metzger/T. van Ierland, The Effort Sharing 
Regulation, in: J. Delbeke/P. Vis (Hrsg.), Towards a Cli
mate-Neutral Europe, 2019, S. 95 (99). 
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Erwägungsgrund 9, dass weder von einem 
Mitgliedstaat verlangt werde, dass er seine 
Treibhausgasemissionen bis 2020 um mehr 
als 20 Prozent gegenüber 2005 reduziere, 
noch sollte einem Mitgliedstaat gestattet 
werden, seine Treibhausgasemissionen bis 
2020 um mehr als 20 Prozent gegenüber 
2005 ansteigen zu lassen.  

Die Lastenteilungs-Entscheidung wird mit 
den internationalen Verpflichtungen der 
EU zum Klimaschutz begründet22. Das da
malige unionsweite Ziel, das als politische 
Zielvorgabe in Schlussfolgerungen des Eu
ropäischen Rates enthalten war, sah eine 
Treibhausgasemissionsminderung um 
20 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 
vor23. Aus der Lastenteilungs-Entscheidung 
ergab sich hingegen nicht, welche unions
weite Treibhausgasemissionsminderung 
die kumulierten nationalen Ziele erreichen 
sollten. Auch im Gesetzgebungsvorschlag 
der Kommission für die Lastenteilungs-Ent
scheidung wurde lediglich thematisiert, 
dass das Verhältnis der Treibhausgasemis
sionsminderung zwischen EU-Emissions
handelssystem und Lastenteilungs-Ent
scheidung künftig beibehalten werden 
solle, allerdings nicht, wie dieses Verhältnis 
aussehen sollte24. Auffällig sind außerdem 
die unterschiedlichen Bezugspunkte. Wäh
rend eine unionsweite Reduktion von 
20 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 er
reicht werden sollte, wurden die nationalen 
Ziele an den Treibhausgasemissionen im 
Jahr 2005 ausgerichtet. 

c) Lastenteilungs-Verordnung 2018/2023 

Im Jahr 2018 wurde die Lastenteilungs-Ver
ordnung als Nachfolgerin der Lastentei
lungs-Entscheidung erlassen. Die Rechts
form der „Entscheidung“ war im damaligen 
Art. 249 Abs. 4 EGV vorgesehen gewesen25. 
Im Dezember 2009 war allerdings der 

 
22 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates März 
2007, Nr. 30; mit Bezug darauf Erwgr. 2 S. 3 Lastentei
lungs-Entscheidung. 
23 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates März 
2007, Nr. 32; mit Bezug darauf Erwgr. 4 Lastenteilungs-
Entscheidung. 
24 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Vor
schlag für eine Entscheidung des Europäischen Parla
ments und des Rates über die Anstrengungen der Mit
gliedstaaten zur Reduktion ihrer Treibhausgasemissio
nen mit Blick auf die Erfüllung der Verpflichtungen der 
Gemeinschaft zur Reduktion der Treibhausgasemissio
nen bis 2020 v. 23.1.2008, KOM(2008) 17 endgültig v. 
23.07.2008, S. 5. 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi
schen Union (AEUV) mit dem aktuellen 
Art. 288 in Kraft getreten, der die Rechts
form der Entscheidung nicht mehr vorsah; 
entsprechend musste eine andere Form 
gewählt werden und der Lastenteilungs-
Entscheidung folgte die Lastenteilungs-
Verordnung.  

Art. 4 Lastenteilungs-VO sieht wiederum 
nationale Ziele vor, diesmal für den Zeit
raum von 2021 bis 2030. Auch hier wird in 
den Erwägungsgründen betont, dass sich 
alle Mitgliedstaaten an den Anstrengungen 
des Klimaschutzes beteiligen, wobei Fair
ness- und Solidaritätsaspekte in ausgewo
gener Weise zu berücksichtigen seien26. Die 
Methodik aus der Lastenteilungsentschei
dung wurde weiter genutzt27. Die Redukti
onsverpflichtungen reichten in der ersten 
Fassung von 2018 von null bis 40 Prozent28. 
Auch in ihrer heutigen Fassung sieht Art. 4, 
Anhang I Lastenteilungs-VO nationale Ziele 
für den Zeitraum von 2021 bis 2030 vor. Ob 
des höheren EU-Ziels zur Treibhausgas-
emissionsminderung müssen die Mitglied
staaten ihre Treibhausgasemissionen nun 
stärker reduzieren in einer Spanne von 10 
bis 50 Prozent.  

Die Lastenteilungs-Verordnung ist laut Er
wägungsgrund 3 S. 1 der Ursprungsfassung 
der Lastenteilungs-VO ein Teil der Umset
zung der Beiträge der EU aus dem Überein
kommen von Paris. Anders als in der Las
tenteilungs-Entscheidung wurde im Ver
ordnungstext klargestellt, dass die nationa
len Ziele zur Erreichung des kollektiven 
Ziels der EU von mindestens 55 Prozent 
Treibhausgasemissionsminderung bis 2030 
beitragen sollten29. Man erwartet gemäß 
Art. 1 S. 1 Lastenteilungs-VO in den ihr un
terliegenden Sektoren dabei eine Senkung 
um 40 Prozent bis zum Jahr 2030 gegen
über dem Stand von 2005. In der ersten 

25 M. Ruffert, in: C. Calliess/M. Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV 
2022, 6. Aufl. 2022, Art. 357 AEUV Rn. 4. 
26 Erwgr. 2 S. 2 Lastenteilungs-VO (Ursprungsfassung 
2018); mit ähnlicher Formulierung Europäischer Rat, 
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates – 
23./24. Oktober 2014, EUCO 169/14 v. 24.10.2014, Nr. 2.2. 
27 Erwgr. 2 Lastenteilungs-VO (Ursprungsfassung 2018). 
28 Anhang I Lastenteilungs-VO (Ursprungsfassung 
2018). 
29 Erwgr. 13 Änderungs-VO (EU) 2023/857 zur Lastentei
lungs-VO. 
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Fassung der Lastenteilungs-Verordnung 
sollten die Treibhausgasemissionen noch 
auf 30 Prozent im Vergleich zum Jahr 2005 
beschränkt werden30. Die Lastenteilungs-
Entscheidung und -Verordnung nutzen mit 
dem Jahr 2005 einen anderen Richtwert als 
Art. 4 Abs. 1, 3 EU-KlimaG, das sich an den 
Treibhausgasemissionen im Jahr 1990 ori
entiert. 

2. Anwendungsbereich der Lastenteilung 

Der Anwendungsbereich der verbindlichen 
nationalen Ziele in der Lastenteilung hat 
sich mit jedem neuen Instrument weiter 
verengt. Die ersten nationalen Ziele im 
Rahmen der innereuropäischen Aufteilung 
der Kyoto-Ziele galten für alle europäischen 
Treibhausgasemissionen31. Die Lastentei
lungs-Entscheidung hatte einen kleineren 
Anwendungsbereich als die Ratsentschei
dung zur Aufteilung der Kyoto-Ziele. Ange
sichts des Inkrafttretens des EU-EHS-1 im 
Jahr 2005 wurde es als schwierig angese
hen, weiterhin nationale Ziele für alle Treib
hausgasemissionen fortzusetzen32. Art. 2 
Abs. 1 Lastenteilungs-Entscheidung er
fasste somit nicht mehr die vom EU-EHS-1 
erfassten Sektoren33. In den Jahren 2008 bis 
2012 lag das EU-EHS-1 allerdings innerhalb 
der nationalen Ziele der Mitgliedstaaten 
aus der Ratsentscheidung von 200234. Wäh
rend dieser Zeit gab es zwar schon das EU-
EHS-1, aber die Lastenteilungs-Entschei
dung, die das EU-EHS-1 aus ihrem Anwen
dungsbereich ausnahm, kam noch nicht 
zur Anwendung, da sie Ziele ab dem Jahr 
2013 vorsah. In der Lastenteilungs-Verord
nung wurde der Anwendungsbereich wei
ter beschränkt. Nun gilt die Verordnung ge
mäß Art. 2 Abs. 1, 2 Lastenteilungs-VO  
weder für Treibhausgasemissionen im An
wendungsbereich des EU-EHS-1 noch für 
Treibhausgasemissionen in der LULUCF-

 
30 Art. 1 Lastenteilungs-VO (Ursprungsfassung 2018). 
31 Anhang II Entscheidung 2002/358/EG über die ge
meinsame Erfüllung der Kyoto-Verpflichtungen. 
32 A. Runge-Metzger/T. van Ierland, The Effort Sharing 
Regulation, in: J. Delbeke/P. Vis (Hrsg.), Towards a Cli
mate-Neutral Europe, 2019, S. 95 (98). 
33 Europäische Kommission, Commission Staff Working 
Document: Impact Assessment: Document accom
panying the package of implementation measures for 
the EU’s objectives on climate change and renewable 
energy for 2020, SEC(2008) 85 v. 23.01.2008 (Impact As
sessment SEC(2008) 85), S. 114. 

Verordnung. Ab dem Jahr 2028 wird außer
dem das EU-EHS-2 in den Bereichen Ge
bäude und Straßenverkehr zur Anwendung 
kommen35. Da die Lastenteilungs-Verord
nung de lege lata dabei nicht weiter in ih
rem Anwendungsbereich beschränkt wird, 
werden zwei EU-Maßnahmen parallel be
stehen.  

3. Fortbestehende, aber unterschiedliche 
Implementierungen von Fairness und 
Solidarität in immer geringerem Ausmaß 

Die Implementierung von Fairness- und So
lidaritätsgedanken durch eine Aufteilung 
des EU-weiten Treibhausgasemissionsmin
derungsziels auf unterschiedlich hohe nati
onale Ziele hat eine lange europäische Ge
schichte in verschiedenen Instrumenten 
(Aufteilung der Kyoto-Ziele, Lastenteilungs-
Entscheidung, Lastenteilungs-Verordnung 
in der Ursprungsfassung und nach der Re
form 2023). Gleichwohl hat sich die kon
krete Gestaltung der nationalen Ziele mit 
jedem neuen Instrument und jeder Reform 
verändert. So wurde in der Lastenteilungs-
Entscheidung eine Begrenzung der Unter
schiede der nationalen Ziele eingeführt. 
Auch der Anwendungsbereich der nationa
len Ziele hat sich immer weiter verengt.  

Die Entwicklung der nationalen Treibhaus
gasemissionsminderungsziele in der Las
tenteilung erscheint auf den ersten Blick 
als stetige Fortsetzung eines einmal etab
lierten Systems. Tatsächlich beruht die Auf
teilung der EU-Klimaziele auf nationale 
Ziele der Mitgliedstaaten jedoch nicht auf 
einem Automatismus. Die jeweiligen Rege
lungen waren befristet und sahen lediglich 
die Möglichkeit vor, das System durch neue 
Legislativvorschläge fortzuführen oder wei
terzuentwickeln. Wären solche Vorschläge 
nicht erarbeitet und verabschiedet worden, 
wäre die Aufteilung der unionsweiten 

34 J. Graichen/S. Gores/J. Cludius/Oeko-Institut Consult 
GmbH, National targets and the ETS in a post-2030 cli
mate target architecture: A quantitative and qualitative 
discussion of scopes and synergies, 27.01.2026, S. 30; 
Entscheidung 2002/358/EG über die gemeinsame Er
füllung der Kyoto-Verpflichtungen. 
35 Art. 2 Verordnung (EU) 2026/667 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. März 2026 zur Ände
rung der Verordnung (EU) 2021/1119 hinsichtlich der 
Festlegung eines Klimazwischenziels der Union für 
2040, ABl. EU L v. 18.03.2026 (Änderungs-VO (EU) 
2026/667 zum EU-KlimaG). 
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Treibhausgasemissionsminderungsziele auf 
nationale Ziele in den betreffenden Sekto
ren nach Ablauf der jeweiligen Regelungen 
entfallen. 

III. Rückschlüsse für die Fortentwick-
lung der Lastenteilungs-Verordnung 

Im Falle einer Fortführung der Lastentei
lungs-Verordnung stellen sich Fragen zu 
ihrer zukünftigen Ausgestaltung, insbeson
dere was die faire bzw. solidarische Zuwei
sung der Treibhausgasemissionsbudgets 
auf die Mitgliedstaaten betrifft (dazu un
ter 1.), aber auch bezüglich ihres Anwen
dungsbereichs (dazu unter 2.). 

1. Faire Verteilung auf die Mitglied-
staaten 

Die Lastenteilungs-Verordnung könnte 
auch nach dem Jahr 2030 eine Maßnahme 
sein, um die nach dem Europäischen Kli
magesetz bei der Überarbeitung des 
Rechtsrahmens zu berücksichtigende As
pekte der Fairness und Solidarität umzuset
zen. Die Beibehaltung des Fairnesskriteri
ums im Europäischen Klimagesetz kann 
daher auf eine beabsichtigte Fortsetzung 
des Ansatzes der Lastenteilung hindeu
ten36. 

Angesichts der feststehenden EU-Klima
ziele und des historischen Verständnisses 
von Fairness in der Lastenteilungs-Verord
nung stellt sich die Frage, inwieweit die von 
der EU angestrebten Treibhausgasemissi
onsminderungen künftig noch sinnvoll auf 
unterschiedlich hohe verbindliche 

 
36 L. Jensen/European Parliamentary Research Service, 
Amending the European Climate Law – Setting an 
emissions reduction target for 2040, PE 775.903, Sep
tember 2025, S. 4. 
37 Mit einer möglichen Berechnung der nationalen 
Ziele für 2040 J. Graichen/S. Gores/J. Cludius/Oeko-
Institut Consult GmbH, National targets and the ETS in 
a post-2030 climate target architecture: A quantitative 
and qualitative discussion of scopes and synergies, 
27.01.2026, S. 26 ff. 
38 Zu dieser Problematik ebenfalls L. Jensen/European 
Parliamentary Research Service, National climate tar
gets and flexibilities post‑2030, PE 791.502, September 
2026, S. 1. 
39 Zu verschiedenen möglichen Designs der Ziele 
N. Meyer-Ohlendorf/S. Gores/J. Graichen, Climate 

nationale Ziele aufgeteilt werden können. 
Die Frage der Aufteilung wird politisch ent
schieden, wie beschrieben existiert keine 
rechtlich verpflichtende Vorgabe. Das 
Treibhausgasemissionsbudget der EU 
schrumpft durch die EU-Klimaziele für 
2040 in Art. 4 Abs. 3 EU-KlimaG und für 
2050 in Art. 2 Abs. 1 EU-KlimaG deutlich. 
Große Unterschiede zwischen den nationa
len Zielen könnten so schwer haltbar sein37. 
Insbesondere ein Netto-Null-Ziel kann 
denklogisch nur in unterschiedlich hohe 
nationale Ziele aufgeteilt werden, wenn be
stimmte Mitgliedstaaten negative Treib
hausgasemissionen erreichen, während an
dere Mitgliedstaaten noch begrenzt Treib
hausgasemissionen ausstoßen. Diese Ge
staltungsentscheidungen können aus 
rechtlicher Sicht nicht beantwortet werden. 
Sie drängen sich jedoch auf, wenn einer
seits die unionsweiten Klimaziele erreicht 
und andererseits das historisch gewach
sene Fairnessverständnis der Lastentei
lungs-Verordnung nicht aufgegeben wer
den sollen38.  

Zudem ist die bisher verfolgte Strategie der 
Aufteilung auf verbindliche nationale Ziele 
nicht zwingend für die Fortentwicklung der 
Lastenteilungs-Verordnung. Es wäre eben-
so möglich, die zur Erreichung der EU-Kli
maziele erforderlichen Treibhausgasemissi
onen durch indikative Beiträge, die die  
Mitgliedstaaten sich selbst setzen, zu errei
chen39. Eine solche Ausgestaltung würde 
dem Vorbild der Erneuerbare-Energien-
Richtlinie (EE-RL) folgen40. Dies würde aber 
eine andere rechtliche Bindungswirkung 
zur Folge haben und einen anderen Nach
steuerungsmechanismus bei einer Zielver
fehlung erfordern.

Targets for EU Member States after 2030: Functions 
and Options, Ecologic Institute Discussion Paper, 
10.04.2025, S. 9 ff. 
40 Siehe zu indikativen Zielen z. B. Art. 3 Abs. 2 Richtlinie 
(EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nut
zung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABl. EU L 
328 v. 21.12.2018, S. 82, zuletzt geändert durch Richtlinie 
(EU) 2024/1711 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juni 2024, ABl. EU L v. 26.06.2024; zur 
Zielstruktur des Europäischen Klimarechts außerdem 
J. V. Nysten/R. Busch, Die Ziele der EU bis 2030 für 
Treibhausgasemissionsminderung, erneuerbare Ener
gien und Energieeffizienz, Würzburger Studien zum 
Umweltenergierecht Nr. 42 vom 01.10.2025, S. 8 ff. 
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2. Anwendungsbereich der 
Lastenteilungs-Verordnung 

Neben der Frage nach der Verteilung stellt 
sich auch jene nach dem Anwendungsbe
reich einer künftigen Lastenteilungs-Ver
ordnung. Die Wirkung der nationalen Ziele 
einer möglichen künftigen Lastenteilungs-
Verordnung steht in Zusammenhang mit 
ihrem sachlichen Anwendungsbereich. Je 
größer dieser ist, umso weitgehender wir
ken die unterschiedlich hohen Ziele. Um 
Optionen für einen künftigen Anwen
dungsbereich zu etablieren (dazu unter b)), 
müssen die Treibhausgasemissionen zuerst 
kategorisiert werden (dazu unter a)). Ein 
Knackpunkt des Anwendungsbereichs ei
ner künftigen Lastenteilungs-Verordnung 
ist ihr unterschiedliches Verhältnis zum EU-
EHS-1 und EU-EHS-2 (dazu unter c)). 

a) Kategorisierung der Treibhausgasemis
sionen nach ihrer Regulierung 

Emissionen wurden in der europäischen 
Geschichte der Lastenteilung bislang maß
geblich danach kategorisiert, ob sie bereits 

 
41 Art. 2, Anhang I EU-EHS-RL. 
42 Art. 30a, Anhang III EU-EHS-RL. 
43 Art. 30k EU-EHS-RL Art. 2 Änderungs-VO (EU) 
2026/667 zum EU-KlimaG. 
44 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

in anderen Instrumenten reguliert werden, 
vgl. Art. 2 Abs. 1, 2 Lastenteilungs-VO.  

Das EU-EHS-1 umfasst große stationäre 
Energie- und Industrieanlagen, den Luft
verkehr und den Seeverkehr41. Das neue 
EU-EHS-2 umfasst im Wesentlichen die 
Sektoren Gebäude und Straßenverkehr42. 
Die Regelungen sind bereits in Kraft getre
ten, der faktische Start wurde allerdings auf 
das Jahr 2028 verschoben43. In der LULUCF-
Verordnung wird der Nettoabbau von 
Treibhausgasemissionen in natürlichen 
Senken in der Landnutzung, Landnut
zungsänderung und Forstwirtschaft regu
liert. Bislang nicht anderweitig reguliert 
sind Treibhausgasemissionen aus dem Ab
fallsektor. Die EU-Kommission hat am 
17. Juli 2026 vorgeschlagen, Treibhaus
gasemissionen aus der Abfallverbrennung 
in das EU-EHS-1 aufzunehmen44. Daneben 
sind auch Treibhausgasemissionen aus der 
Landwirtschaft bislang nur in der Lastentei
lungs-Verordnung reguliert. Die LULUCF-
Verordnung umfasst nur Treibhausgas-
emissionssenken, aber nicht den Ausstoß 
von Treibhausgasemissionen in der Land
wirtschaft. Vorschläge für einen Emissions
handel in der Landwirtschaft stehen im 

Änderung der Richtlinie 2003/87/EG und des Beschlus
ses (EU) 2015/1814 im Hinblick auf die Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit und einer kosteneffizienten De
karbonisierung, COM(2026) 616 final v. 17.07.2026, S. 71 f. 

Kategorisierung von Treibhausgasemissionen nach regulierenden Instrumenten 

Sektor Regulierende Instrumente 

Großteil Energie EU-EHS-1 

Großteil Industrie EU-EHS-1 

Luftverkehr EU-EHS-1 

Seeverkehr EU-EHS-1 

Inländischer Seeverkehr EU-EHS-2 + Lastenteilungs-VO 

Gebäude EU-EHS-2 + Lastenteilungs-VO 

Straßenverkehr EU-EHS-2 + Lastenteilungs-VO 

Landwirtschaft Lastenteilungs-VO 

Abfall Lastenteilungs-VO 

Internationale Gutschriften Nicht reguliert 

Carbon Capture and Storage (CCS) EU-EHS-1 

Natürliche Senken LULUCF-VO 
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Raum45. Ebenfalls nicht reguliert ist die 
Nutzung von internationalen Emissionsgut-
schriften46. Diese ist in Art. 4 Abs. 5 lit. a) 
EU-KlimaG angelegt, aber die Umsetzung 
ist noch offen47. 

b) Optionen für den Anwendungsbereich 
einer künftigen Lastenteilungs-Verord
nung 

Für den möglichen Anwendungsbereich ei
ner Lastenteilungs-Verordnung nach dem 
Jahr 2030 bestehen aus der Systematik der 
bisherigen Entwicklung des Anwendungs
bereichs der Lastenteilungs-Verordnung 
denklogisch mindestens vier Optionen48. 
Erstens könnte die Lastenteilungs-Verord
nung schlicht wegfallen. Zweitens könnte 
eine künftige Lastenteilungs-Verordnung 
nur Treibhausgasemissionen regulieren, die 
nicht anderweitig reguliert sind, also weder 
im EU-EHS-1 noch im EU-EHS-2 noch in der 
LULUCF-Verordnung erfasst sind. Der An
wendungsbereich könnte drittens auch wie 
bisher nach Art. 2 Lastenteilungs-VO alle 
Treibhausgasemissionen außer solchen 
umfassen, die im EU-EHS-1 und der 
LULUCF-Verordnung reguliert sind. Treib
hausgasemissionen, die im EU-EHS-2 regu
liert sind, wären dann weiterhin auch von 
der Lastenteilungs-Verordnung umfasst, da 
für einen Ausschluss dieser Treibhaus
gasemissionen ein Verweis auf Anhang IV 
und nicht nur auf Anhang I der EU-EHS-RL 
in Art. 2 Abs. 1 Lastenteilungs-VO nötig 
wäre. Internationale Gutschriften könnten 
auch hier in nationale Mengen aufgeteilt 
werden. Viertens wäre die Ausweitung der 
Lastenteilungs-Verordnung auf alle Treib
hausgasemissionen denkbar.  

 
45 European Scientific Advisory Board on Climate 
Change, Climate adaptation and mitigation in the agri-
food system: Recommendations for coherent EU poli
cies, März 2026, S. 13 ff. 
46 Legt eine Einbeziehung in die nationalen Ziele nahe: 
L. Jensen/European Parliamentary Research Service, 
National climate targets and flexibilities post‑2030, PE 
791.502, September 2026, S. 7. 
47 Vgl. dazu eingehend: J. V. Nysten/M. Ehrmann, Der 
Beitrag internationaler Gutschriften zur Erreichung des 
EU-Klimaziels 2040 – Rechtlicher Rahmen nach Euro
päischem Klimagesetz und Art. 6 des Übereinkom
mens von Paris, Würzburger Studien zum Umwelte
nergierecht Nr. 53 (im Erscheinen). 
48 N. Meyer-Ohlendorf/S. Gores/J. Graichen, Climate 
Targets for EU Member States after 2030: Functions  

c) Verhältnis der Lastenteilung zum EU-
Emissionshandelssystem  

Für die Bestimmung des Anwendungsbe
reichs der Lastenteilungs-Verordnung ist 
ihr Verhältnis zum EU-Emissionshandels
system entscheidend. Das Überschneiden 
des Anwendungsbereichs von Lastentei
lungsmaßnahmen und dem EU-EHS-1 bzw. 
EU-EHS-2 wird unterschiedlich bewertet.  

Eine doppelte Regulierung durch die Las
tenteilungs-Entscheidung bzw. -verord
nung und das EU-EHS-1 wollte der europäi
sche Gesetzgeber vermeiden. In Erwä
gungsgrund 6 zur Lastenteilungs-Entschei
dung wurde entsprechend nicht mit natio
nalen Beiträgen der Mitgliedstaaten über 
verschiedene Sektoren hinweg argumen
tiert, sondern eine Differenzierung zwi
schen den Wirtschaftszweigen vorgenom
men. Alle Wirtschaftszweige sollten einen 
Beitrag zu den von der EU angestrebten 
Treibhausgasemissionsminderungen leis
ten. Für die im EU-EHS-1 regulierten Treib
hausgasemissionen war daher keine zu
sätzliche bzw. weitere Regulierung im Rah
men der Lastenteilungs-Entscheidung 
mehr notwendig.  

Eine parallele Regulierung von Treibhaus
gasemissionen im EU-EHS-2 und der Las
tenteilungs-Verordnung entspricht der 
heutigen Rechtslage nach Art. 2 Abs. 1, 2 
Lastenteilungs-VO, in denen Treibhaus
gasemissionen im Anwendungsbereich des 
EU-EHS-2 nicht explizit ausgeschlossen 
werden. Da die Treibhausgasemissionsbe
preisung durch das EU-EHS-2 zum Jahr 
2028 starten wird, wird in den Jahren 2028 
bis 2030 eine parallele Regulierung in bei
den Instrumenten stattfinden. Dies bewer
tete die EU-Kommission sogar ausdrücklich 
positiv49: Indem durch die Treibhausgas-

 
and Options, Ecologic Institute Discussion Paper, 
10.04.2025, S. 9 ff.; O. Geden/N. Brazzola/L. Tenkhoff/ 
S. Dröge, EU-Klimapolitik bis 2040: erste Weichenstel
lungen bei Flexibilisierung und Lastenteilung, SWP-Ak
tuell Nr. 46, Oktober 2026, S. 6 f. 
49 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System 
für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten 
in der Union, des Beschlusses (EU) 2015/1814 über die 
Einrichtung und Anwendung einer Marktstabilitätsre
serve für das System für den Handel mit Treibhaus
gasemissionszertifikaten in der Union und der Verord
nung (EU) 2015/757, COM(2021) 551 final v. 14.07.2021, 
S. 5. 
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emissionsbepreisung im EU-EHS-2 zusätzli
che wirtschaftliche Anreize zur Treibhaus
gasemissionsminderung gegeben würden, 
ergänze das EU-EHS-2 die Lastenteilungs-
Verordnung. Die Lastenteilungs-Verord-
nung sehe Anreize und die Rechenschafts
pflicht für nationale Maßnahmen vor. Da 
die Zielvorgabe bis 2030 für das EU-EHS-2 
mit den kosteneffizienten Beiträgen der er
fassten Sektoren abgestimmt sei, komme 
es zu keiner Verzerrung der Beiträge der 
Lastenteilungssektoren, die nicht unter das 
EU-EHS-2 fallen. Nationale Maßnahmen 
könnten zur Wirksamkeit der CO2-Beprei
sung beitragen. 

3. Rechtlicher Freiraum vor dem 
Hintergrund bisheriger Regelungen 

Im Ergebnis ist die EU-Kommission in mög
lichen Vorschlägen zu einer Fortführung 
der Lastenteilungs-Verordnung frei. Bereits 
die Frage nach dem „Ob“ der Fortführung 

der Verordnung ist rechtlich offen und 
nicht verbindlich vorgegeben. Sollen natio
nale Ziele in der Klimaschutzarchitektur 
nach 2030 eine Rolle spielen, stellt sich die 
Frage nach dem „Wie“. Auch hier besteht 
ein weiter rechtlicher Spielraum. Aus der 
bisherigen Festlegung der Höhe der natio
nalen Ziele lässt sich insbesondere keine 
genaue Methode, sondern nur ein ungefäh
rer Ansatz ableiten, der sich zudem in den 
vergangenen 20 Jahren verändert hat. 
Auch der Anwendungsbereich möglicher 
künftiger nationaler Ziele ist entscheidend 
für die Wirkung ihres Fairness- und Solida
ritätsgedankens. Hier besteht ebenfalls ein 
großer rechtlicher Freiraum. Entscheidend 
wird vor allem die Frage sein, ob eine paral
lele Regulierung von Treibhausgasemissio
nen im EU-EHS-2 und durch nationale Ziele 
fortgesetzt werden wird.  
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Das Europäische Klimagesetz erwähnt Kos
teneffizienz und Flexibilität (dazu unter I.). 
Auch diese Aspekte wären für eine Zukunft 
der Lastenteilungs-Verordnung relevant50. 
Flexibilitätsmechanismen bestehen aktuell 
einerseits innerhalb der Lastenteilungs-Ver
ordnung und andererseits im Zusammen
spiel mit weiteren Instrumenten (dazu un
ter II.). Für die Fortentwicklung der Lastentei
lungs-Verordnung bieten die vorhandenen 
Flexibilitätsmechanismen einen Werkzeug
kasten (dazu unter III.). 

I. Begriff der Flexibilität und 
Kosteneffizienz im Kontext des 
Europäischen Klimagesetzes 

Die Begriffe der Flexibilität und Kosteneffi
zienz finden sich im Europäischen Klimage
setz, werden dort jedoch nicht definiert. So 
soll die EU-Kommission nach Art. 4 Abs. 5 
lit. f) EU-KlimaG bei ihren Vorschlägen „Kos
teneffizienz und Solidarität als Teil der Ziele 
und Anstrengungen der Mitgliedstaaten für 
die Zeit nach 2030“ berücksichtigen. Zu
dem soll in der Ausgestaltung der Klimage
setzgebung nach Art. 4 Abs. 5 lit. c) EU-Kli
maG „eine größere Flexibilität innerhalb der 
verschiedenen Sektoren und Instrumente 
und über sie hinweg“ berücksichtigt wer
den, „um die Verwirklichung der Ziele auf 
einfache und kosteneffiziente Weise zu un
terstützen“. In Erwägungsgrund 13 S. 1 der 
Änderungs-VO 2026/667 zum EU-KlimaG 
wird noch genauer ausgeführt, dass diese 
Flexibilität erfolgt, um ein kosteneffizientes 
Konzept zu fördern. So sollen beispiels
weise die Errungenschaften der Mitglied
staaten in einem Sektor Lücken in anderen 
Sektoren kosteneffizient ausgleichen kön
nen. Dabei ist sicherzustellen, dass jeder 
Sektor einen Beitrag leistet und dass etwa
ige Defizite in einem Sektor nicht zulasten 
anderer Wirtschaftszweige gehen, wobei 

 
50 Europäische Kommission, Aufforderung zur Stel
lungnahme, Ares(2026)1417227, S. 2. 
51 J. V. Nysten/R. Busch, Die Ziele der EU bis 2030 für Treib
hausgasemissionsminderung, erneuerbare Energien und 

die Möglichkeit jedes Mitgliedstaats, die 
Flexibilitätsregelungen zu nutzen, unbe
rührt bleibt. 

Aus diesen Erwähnungen wird bereits 
deutlich, dass es einen Zusammenhang 
zwischen den Begriffen der Kosteneffizienz 
und Flexibilität gibt, da Flexibilität zur Kos
teneffizienz beitragen soll. 

II. Status quo: Flexibilität in der 
Lastenteilungs-Verordnung zur 
kosteneffizienten Zielerreichung  

In der Lastenteilungs-Verordnung finden 
sich unterschiedliche Ausprägungen von 
Flexibilität, die den Mitgliedstaaten zur kos
teneffizienten Zielerreichung dienen. Die 
Lastenteilungs-Verordnung konkretisiert 
damit beispielhaft den abstrakten Begriff 
der Flexibilität. Mit Hilfe verschiedener Fle
xibilitätsmechanismen innerhalb der Las
tenteilungs-Verordnung (dazu unter 1.) und 
im Zusammenspiel mit weiteren Instru
menten (dazu unter 2.) können die Mit
gliedstaaten ihre nationalen Ziele erreichen 
und so Sanktionen nach Art. 8, 9 Lastentei
lungs-VO vermeiden. Daneben enthält 
Art. 5 Abs. 1–3 Lastenteilungs-VO auch zeit
liche Flexibilitätsregelungen51.  

Dabei wird die Rolle von Flexibilität bei ei
ner kosteneffizienten Erreichung der EU-
weiten Treibhausgasemissionsminderung 
stark betont. Bereits im Jahr 2008 unter
strich die EU-Kommission in einer Folgen
abschätzung, dass – da die nationalen Ziele 
auch auf Prognosen beruhen – die politi
schen Instrumente ausreichend Flexibilität 
der Zielerreichung bieten müssen. Ansons
ten könnte jede Abweichung von den Aus
gangsprognosen zu Kosten führen, die mit 

Energieeffizienz, Würzburger Studien zum Umweltener
gierecht Nr. 42 vom 01.10.2025, S. 9 f. (Da die zeitliche Flexi
bilität keine Flexibilität zwischen den Mitgliedstaaten dar
stellt, wird sie hier nicht weiter behandelt.). 

C. Zu den Elementen des Europäischen 
Klimagesetzes: Kosteneffizienz und Flexibilität 
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einer weniger starren Option vermieden 
werden könnte52.  

1. Flexibilität innerhalb der Lasten-
teilungs-Verordnung durch Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten 

Flexibilität innerhalb der Lastenteilungs-
Verordnung besteht derzeit explizit durch 
die Möglichkeit zum Handel mit Treibhaus
gasemissionszuweisungen zwischen den 
Mitgliedstaaten. Dieser Handel stellt ein 
Kernelement der Lastenteilung dar.  

In der Lastenteilungs-Verordnung wurden 
diese Flexibilitätsmechanismen in der Ur
sprungsfassung aus dem Jahr 2018 und in 
der Reform 2023 ausgeweitet. Ein Mitglied
staat kann nach Art. 5 Abs. 4 Lastentei
lungs-VO für die Jahre 2021 bis 2025 bis zu 
zehn Prozent (Ursprungsfassung: fünf Pro
zent) und für die Jahre 2026 bis 2030 bis zu 
15 Prozent (Ursprungsfassung: zehn Pro
zent) seiner jährlichen Treibhausgasemissi
onszuweisung für ein bestimmtes Jahr an 
einen anderen Mitgliedstaat übertragen. 
Der Empfängermitgliedstaat kann diese 
Menge für das betreffende Jahr oder für 
spätere Jahre des Zeitraums bis 2030 ver
wenden. Ein Mitgliedstaat, dessen geprüfte 
Treibhausgasemissionen in einem Jahr un
ter seiner jährlichen Treibhausgasemissi
onszuweisung für dieses Jahr liegen, kann 
den überschüssigen Teil seiner jährlichen 
Treibhausgasemissionszuweisung an an
dere Mitgliedstaaten übertragen (Art. 5 
Abs. 5 Lastenteilungs-VO). Die Begrenzung 
des Umfangs der Flexibilität stellt sicher, 
dass die Mitgliedstaaten Maßnahmen zur 
Treibhausgasemissionsminderung im eige
nen Land treffen. Eine Zielerfüllung rein 
über den Transfer von Treibhausgasemissi
onszuweisungen von anderen Mitgliedstaa
ten ist nicht möglich. Es bleibt bei einer 
Aufteilung der Last der Treibhausgasemis
sionsminderungen auf alle Mitgliedstaaten, 
was als Ausdruck von Fairness und Solidari
tät verstanden werden kann. Die Mitglied
staaten sollten (Ursprungsfassung: können) 
außerdem die durch die Übertragung von 

 
52 Europäische Kommission, Impact Assessment 
SEC(2008) 85, S. 3. 
53 Expertenrat für Klimafragen, Prüfbericht zur Berech
nung der deutschen Treibhausgasemissionen für das 
Jahr 2025 und zu den Projektionsdaten 2026, 
15.05.2026, S. 16 ff. 

jährlichen Treibhausgasemissionszuwei
sungen erzielten Einnahmen oder deren fi
nanziellen Gegenwert für die Bekämpfung 
des Klimawandels in der EU oder in Dritt
ländern verwenden.  

Für Deutschland, beispielsweise, sind diese 
Flexibilitätsmechanismen relevant, da nach 
Angaben des Expertenrats für Klimafragen 
die nationalen Ziele im Jahr 2024 über
schritten wurden53.  

2. Flexibilitätsregelungen im Zusam-
menspiel mit weiteren Instrumenten,  
die Treibhausgasemissionsbudgets 
regulieren 

Die Lastenteilungs-Verordnung verlangt 
ausdrücklich Minderungen in den von ihr 
umfassten Sektoren. Damit unterscheidet 
sie sich etwa von § 4 Abs. 1 des Bundes-Kli
maschutzgesetzes54, der seit der Reform 
von 2024 keine verbindlichen Sektorziele 
mehr kennt. Die (europäische) Lastentei
lungs-Verordnung verlangt jedoch weiter
hin Minderungen in den von ihr erfassten 
Sektoren; Minderungen in anderen Sekto
ren außerhalb der Lastenteilungs-Verord
nung können entsprechende Defizite daher 
nicht kompensieren55. Es sind lediglich be
schränkte Flexibilitätsmechanismen zwi
schen den Instrumenten der Lastentei
lungs-Verordnung und dem EU-EHS-1 
(dazu unter a)) und der LULUCF-Verord
nung (dazu unter b)) EU-rechtlich vorgese
hen. Indirekte Flexibilitäten bestehen zu
dem mit dem EU-EHS-2 (dazu unter c)). In 
der Vergangenheit bestanden zudem Flexi
bilitätsregelungen hinsichtlich internatio
naler Gutschriften, die nun wieder aktuell 
werden könnten (dazu unter d)). Dieses Zu
sammenspiel der Instrumente könnte eine 
Form der Flexibilität darstellen, die in Art. 4 
Abs. 5 lit. c) EU-KlimaG als Flexibilität über 
die Sektoren hinweg beschrieben wird. 

a) Zusammenspiel mit dem EU-EHS-1 

Zwischen dem Anwendungsbereich der 
EU-Emissionshandels-Richtlinie und der 

54 Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2513), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 235) geändert wor
den ist. 
55 Zur Kategorisierung der Treibhausgasemissionen 
siehe unter B. III. 2. a) . 
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Lastenteilungs-Verordnung bestehen Flexi
bilitätsregelungen.  

Erstens gibt es einen Zusammenhang mit 
Art. 11 Abs. 1 UAbs. 1 EU-EHS-RL, der festlegt, 
dass jeder Mitgliedstaat das Verzeichnis der 
in seinem Hoheitsgebiet unter die EU-
Emissionshandels-Richtlinie fallenden gro
ßen Industrie- und Energieanlagen veröf
fentlicht und der EU-Kommission unter
breitet. Ergibt sich eine Änderung der unter 
die EU-Emissionshandels-Richtlinie fallen
den Treibhausgasemissionsquellen, werden 
die jährlichen nationalen Ziele der Mitglied
staaten gemäß Art. 10 Abs. 1 lit. a) Lastentei
lungs-VO um die entsprechende Anzahl der 
EU-EHS-1-Zertifikate angepasst. So soll eine 
Erfassung aller EU-rechtlich regulierten 
Treibhausgasemissionen sichergestellt wer
den.  

Zweitens findet eine Anpassung der natio
nalen Ziele statt, sollten Mitgliedstaaten 
das EU-EHS-1 auf nicht von der EU-Emissi
onshandels-Richtlinie umfasste Treibhaus
gase oder Tätigkeiten ausweiten, Art. 10 
Abs. 1 lit. b) Lastenteilungs-VO, Art. 24 EU-
EHS-RL. Ebenfalls gemäß Art. 10 Abs. 1 lit. b) 
Lastenteilungs-VO kann die EU-Kommis
sion Maßnahmen für die Vergabe von Zerti
fikaten oder Gutschriften in Bezug auf Pro
jekte erlassen, die von Mitgliedstaaten ver
waltet werden und die Reduzierungen von 
Treibhausgasemissionen außerhalb des EU-
EHS-1 bewirken. Solche Projektgutschriften 
nach Art. 24a Abs. 1 EU-EHS-RL können von 
den Mitgliedstaaten daneben nach Art. 5 
Abs. 8 Lastenteilungs-VO auch genutzt 
werden, um ihre nationalen Ziele im Rah
men der Compliance-Kontrolle in der Las
tenteilungs-Verordnung zu erfüllen56.  

Drittens können die Mitgliedstaaten gemäß 
Art. 27 EU-EHS-RL kleine Anlagen aus dem 
EU-EHS-1 ausnehmen. Auch in diesem Fall 
werden die nationalen Ziele der Mitglied
staaten nach Art. 10 Abs. 1 lit. c) Lastentei
lungs-VO um die Anzahl der EU-EHS-1-Zer
tifikate angepasst, die für die Zeit des Aus
schlusses angefallen wären. 

Während die soeben beschriebenen Flexi
bilitätsmechanismen für alle Mitgliedstaa
ten gelten, besteht eine weitere Flexibilität 
nur für die in Anhang II Lastenteilungs-VO 
genannten Mitgliedstaaten, und zwar für 

 
56 Zuvor bereits in Art. 5 Abs. 7 Lastenteilungs-Entschei
dung. 

Belgien, Dänemark, Irland, Luxemburg, 
Malta, Niederlande, Österreich, Finnland 
und Schweden. Ihr Umfang ist allerdings 
auf weniger als 0,5 Prozent der erwarteten 
jährlichen Treibhausgasemissionszuwei
sungen in den Nicht-EU-EHS-1-Sektoren im 
Zeitraum von 2021 bis 2030 begrenzt. Den
noch kann für diese Mitgliedstaaten gemäß 
Art. 6 Abs. 1 Lastenteilungs-VO eine Lö
schung von bis zu 100 Mio. EU-EHS-1-Zertifi
katen zwecks Einhaltung der Ziele aus der 
Lastenteilungs-Verordnung kollektiv be
rücksichtigt werden. Diese Flexibilität soll 
nur für Mitgliedstaaten mit höherem Pro-
Kopf-Einkommen gelten, insbesondere für 
diejenigen, die Schwierigkeiten bei der Er
reichung ihrer Ziele im Inland erwarten; 
entsprechend die abschließende Auflistung 
in Anhang II Lastenteilungs-VO. Diese Mit
gliedstaaten könnten eine begrenzte An
zahl von Zertifikaten aus dem EU-EHS-1, die 
sie normalerweise versteigern würden, in 
das System der Lastenteilung übertragen 
und gegen Treibhausgasemissionsbudgets 
für Nicht-EU-EHS-1-Sektoren eintauschen. 

b) Zusammenspiel mit der LULUCF- 
Verordnung 

Zudem bestehen Flexibilitätsregelungen 
zwischen der Lastenteilungs-Verordnung 
und der LULUCF-Verordnung. Überschrei
ten die Treibhausgasemissionen eines Mit
gliedstaats in einem Jahr seine jährliche 
Treibhausgasemissionszuweisung, kann 
ihm nach Art. 7 Abs. 1 Lastenteilungs-VO 
unter bestimmten Voraussetzungen für das 
betreffende Jahr eine bestimmte Treib
hausgasemissionsmenge angerechnet wer
den. Jedoch darf die für diesen Mitglied
staat angerechnete kumulierte Menge für 
die Jahre 2021 bis 2025 den für diesen Mit
gliedstaat festgelegten Gesamtnettoabbau 
nicht überschreiten (lit. a)). Außerdem 
muss die für einen Mitgliedstaat angerech
nete kumulierte Menge für die Jahre 2026 
bis 2030 unter der Hälfte der für diesen Mit
gliedstaat bestehenden Höchstmenge lie
gen (lit. aa)). Zudem darf die Menge nicht 
über die Verpflichtungen dieses Mitglied
staats gemäß Art. 4 LULUCF-VO hinausge
hen (lit. b)). Schließlich darf der Mitglied
staat von anderen Mitgliedstaaten nicht 
mehr Nettoabbaueinheiten erworben 
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haben, als er selbst an andere Mitgliedstaa
ten übertragen hat (lit. c)).  

Die Flexibilität ist zudem dadurch begrenzt, 
dass sie nur zur Verfügung steht, wenn das 
unionsweite Ziel der LULUCF-Verordnung 
erreicht wird, vgl. Art. 7 Abs. 1 Lastentei
lungs-VO. Auf diesen Faktor haben Mit
gliedstaaten, die ihre Verpflichtungen über
erfüllen und somit grundsätzlich für die 
Nutzung von Flexibilitäten in Betracht 
kommen, keinen Einfluss, wenn das Ziel 
aufgrund zu geringer Erfolge anderer Mit
gliedstaaten verfehlt wird57. 

Diese Flexibilität ist also zum einen be
grenzt durch die Menge der anrechenbaren 
Treibhausgasemissionsminderungen. Dar
über hinaus können diese LULUCF-Gut
schriften nicht zwischen den Mitgliedstaa
ten im Rahmen der Erfüllung ihrer Ver
pflichtungen gemäß der Lastenteilungs-
Verordnung gehandelt werden. Zum ande
ren können sie nur berücksichtigt werden, 
wenn ein Mitgliedstaat andernfalls seine 
Verpflichtungen nicht erfüllen würde. Diese 
Bedingungen schränken den Umfang wei
ter ein, in dem LULUCF-Gutschriften ver
wendet werden können. Schließlich werden 
alle Treibhausgasemissionsüberschreitun
gen gemäß der LULUCF-Verordnung im 
Zeitraum 2021 bis 2025 automatisch von 
den jährlichen Treibhausgasemissionszu
weisungen der Mitgliedstaaten im Rahmen 
der Lastenteilungs-Verordnung abgezogen, 
Art. 9 Abs. 2 Lastenteilungs-VO. Dadurch 
kann es für Mitgliedstaaten, die ihre 
LULUCF-Ziele nicht erreichen, schwieriger 
werden, die Ziele der Lastenteilungs-Ver
ordnung zu erreichen58. 

c) Zusammenspiel mit dem EU-EHS-2 

Aus der parallelen Anwendung der Lasten
teilungs-Verordnung und des EU-EHS-2 ab 
dem Jahr 2028 kann sich eine zwar nicht 
rechtliche, aber indirekte faktische Flexi-

 
57 L. Jensen/European Parliamentary Research Service, 
National climate targets and flexibilities post‑2030, PE 
791.502, September 2026, S. 5. 
58 C. Hanoune, The Effort Sharing Regulation, in: J. Del
beke (Hrsg.), Delivering a Climate Neutral Europe, 2024, 
S. 139 (157). 
59 J. Graichen/S. Ludig/Öko-Institut e.V., Auswirkung 
des ETS-2 auf die ESR-Zielerreichung in der EU, 
09.12.2024, S. 9. 
60 J. Graichen/V. Graichen/K. Wiegmann/M. Scheff
ler/Öko-Institut e.V., Next stop climate neutrality, 
11.06.2024, S. 58. 

bilität ergeben. Nach ökonomischen Stu
dien wird das EU-EHS-2 in ärmeren Mit
gliedstaaten wahrscheinlich eine deutlich 
stärkere Wirkung zeigen, wenn die Erhö
hung der Energiekosten durch den CO2-
Preis dort wegen der geringeren Kaufkraft 
zu einer stärkeren Verhaltensänderung als 
in den reichen Ländern führt59. Verbraucher 
mit einem niedrigeren verfügbaren Ein
kommen sind nicht in gleichem Maß in der 
Lage, höhere Energiekosten zu zahlen wie 
Verbraucher mit höherem Einkommen60. Es 
könnte daher sein, dass ärmere Länder ihre 
Lastenteilungsziele notgedrungen auf
grund einer geringeren Kaufkraft übererfül
len werden. Dies könnte den oben geschil
derten, in der Lastenteilungs-Verordnung 
angelegten Handel mit Treibhausgasemis
sionsbudgets zwischen den Mitgliedstaa
ten anfeuern. Diese ärmeren Mitgliedstaa
ten könnten als Ausgleich zusätzliche  
Einnahmen erzielen aus dem Verkauf von 
überschüssigen Treibhausgasemissions
budgets an reichere Mitgliedstaaten mit 
höheren nationalen Zielen61. Dies stellt 
gleichzeitig eine indirekte Flexibilität durch 
die Lastenteilungs-Verordnung dar. Ande
rerseits bringt die Lastenteilungs-Verord
nung die wohlhabenderen Mitgliedstaaten 
dazu, ihre Ziele aus der Lastenteilungs-Ver
ordnung zu erreichen, wenn sie die Kosten 
für den Kauf von überschüssigen Zertifika
ten anderer Mitgliedstaaten vermeiden 
wollen. Dies könnte den Preis im EU-EHS-2 
begrenzen und damit wiederum eine über
mäßige Belastung durch steigende Ener
giepreise für Haushalte in ärmeren Ländern 
vermeiden62. 

d) Zusammenspiel mit internationalen 
Gutschriften 

Eine offene Frage der Klimaarchitektur 
nach 2030 ist die Verortung internationaler 
Gutschriften63. In Art. 4 Abs. 5 lit. a) EU-Kli
maG ist vorgesehen, dass internationale 

61 J. Graichen/V. Graichen/K. Wiegmann/M. Scheff
ler/Öko-Institut e.V., Next stop climate neutrality, 
11.06.2024, S. 57. 
62 J. Graichen/V. Graichen/K. Wiegmann/M. Scheff
ler/Öko-Institut e.V., Next stop climate neutrality, 
11.06.2024, S. 75. 
63 Dazu auch L. Jensen/European Parliamentary  
Research Service, National climate targets and flexibili
ties post‑2030, PE 791.502, September 2026, S. 1. 
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Gutschriften in Höhe von bis zu fünf Pro
zent auf das EU-Klimaziel 2040 verwendet 
werden können. Allerdings ist noch offen, 
auf welche Weise internationale Gutschrif
ten einen Beitrag zur Zielerreichung leisten 
können64.  

Wenn die EU-Kommission den Rechtsrah
men für den Beitrag von internationalen 
Gutschriften zur Erreichung des EU-Klima
ziels 2040 prüft, kann sie auf Erfahrungen 
mit der Lastenteilungs-Entscheidung auf
bauen. Diese enthielt eine Flexibilität für 
die Mitgliedstaaten durch eine Anrech
nungsmöglichkeit für internationale Gut
schriften. Entsprechende internationale 
Gutschriften in Form von sogenannten zer
tifizierten Emissionsreduktionen (CER) und 
Emissionsreduktionseinheiten (ERU) wur
den in Art. 6 und 12 Kyoto-Protokoll etab
liert. Die Lastenteilungs-Entscheidung  
erlaubte in Art. 5 Abs. 1 UAbs. 1 den Mit
gliedstaaten in begrenztem Umfang, jene 
Gutschriften zur Erreichung ihrer nationa
len Ziele zu verwenden. Dabei durfte jeder 
Mitgliedstaat gemäß Art. 5 Abs. 4 Lastentei
lungs-Entscheidung pro Jahr nur Gutschrif
ten in einer Menge verwenden, die drei 
Prozent der Treibhausgasemissionen des 
betreffenden Mitgliedstaats im Jahr 2005 
entsprach. So sollte sichergestellt werden, 
dass die Mitgliedstaaten bei der Erreichung 
ihrer Ziele nicht rein auf internationale Gut
schriften setzten. Sie mussten auch An
strengungen zur Treibhausgasemissions
minderung im eigenen Land – und damit 
innerhalb der EU – unternehmen. Aller
dings konnten die Mitgliedstaaten nach 
Art. 5 Abs. 4, 6 Lastenteilungs-Entschei
dung in jedem Jahr den nicht ausgeschöpf
ten Teil ihrer jährlichen Menge an Gut
schriften von drei Prozent auf einen  
anderen Mitgliedstaat oder auf die nachfol
genden Jahre übertragen.  

Ferner konnten einige Mitgliedstaaten 
nach Art. 5 Abs. 5 Lastenteilungs-Entschei
dung jährlich zusätzlich weitere Gutschrif
ten im Umfang von einem Prozent ihrer 
überprüften Treibhausgasemissionsmen
gen des Jahres 2005 aus Projekten in den 
am wenigsten entwickelten Ländern und 
den kleinen Inselentwicklungsländern ver
wenden. Diese zusätzliche Flexibilität war 

 
64 Vgl. dazu eingehend: J. V. Nysten/M. Ehrmann, Der 
Beitrag internationaler Gutschriften zur Erreichung des 
EU-Klimaziels 2040 – Rechtlicher Rahmen nach Euro
päischem Klimagesetz und Art. 6 des Übereinkom-

abhängig von der Höhe des nationalen 
Treibhausgasemissionsminderungsziels 
nach der Lastenteilungs-Entscheidung: Es 
betraf jene Mitgliedstaaten, die nicht mehr 
als fünf Prozent Treibhausgasemissions
minderung erreichen mussten, Art. 5 Abs. 5 
Lastenteilungs-Entscheidung.  

Zeitlich war die Möglichkeit der Nutzung 
internationaler Gutschriften beschränkt auf 
Projekte aus dem Zeitraum von 2008 bis 
2012; nur wenn es sich um Gutschriften aus 
den am wenigsten entwickelten Ländern 
handelte, waren auch Gutschriften aus Pro
jekten mit Registrierung bzw. Durchfüh
rung seit 2013 zulässig, Art. 5 Abs. 1 lit. a) – c) 
Lastenteilungs-Entscheidung. Außerdem 
sollte bei der Nutzung internationaler Gut
schriften gemäß Art. 5 Abs. 1 UAbs. 2 Las
tenteilungs-Entscheidung gewährleistet 
sein, dass die Maßnahmen für den Erwerb 
dieser Gutschriften die ausgewogene geo
grafische Verteilung der Projekte und das 
Erreichen eines internationalen Abkom
mens über den Klimawandel fördern. 

III. Rückschlüsse für die Fortentwick-
lung der Lastenteilungs-Verordnung 

Die Lastenteilungs-Verordnung kennt un
terschiedlichste Arten von Flexibilitätsrege
lungen. Es existiert innerhalb der Lastentei
lungs-Verordnung ein Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten, es bestehen Flexibili
tätsmechanismen mit dem EU-EHS-1, der 
LULUCF-Verordnung und es bestehen indi
rekte Effekte mit dem EU-EHS-2. In der Ver
gangenheit gab es zudem eine Flexibilität 
mit internationalen Gutschriften, die zu
künftig wieder interessant werden könnte. 
Die explizit geregelten Flexibilitätsmecha
nismen sind dabei jeweils in ihrer Höhe be
schränkt. Mitgliedstaaten werden auf diese 
Weise dazu gezwungen, zumindest auch 
im eigenen Land und in allen Sektoren 
Treibhausgasemissionen zu mindern. Die 
Verteilung der Lasten – im Interesse von 
Fairness und Solidarität – bleibt so erhalten.  

Die Lastenteilungs-Verordnung bietet 
demnach auch für eine Weiterentwicklung 
verschiedene Stellschrauben, mit denen 

mens von Paris, Würzburger Studien zum Umwelte
nergierecht Nr. 53 (im Erscheinen). 
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Flexibilität stärker oder schwächer betont 
werden könnte. Laut dem Wissenschaftli
chen Dienst des EU-Parlaments ist im Kom
missionsvorschlag eine Stärkung der Flexi
bilität innerhalb der Sektoren und über sie 
hinweg zu erwarten65. Der Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten in seiner bisherigen 
Form könnte hingegen auslaufen66. 

Die Flexibilität hat dabei Vor- und Nach
teile. Einerseits kann durch Flexibilität die 
Zielerreichung durch die Mitgliedstaaten 
erleichtert und Kosteneffizienz gestärkt 
werden. Andererseits droht eine sehr weit
gehende Flexibilität, die Ziele aufzuwei
chen. So wird in Erwägungsgrund 13 der 
Änderungs-VO zum EU-KlimaG betont, 
dass dennoch jeder Sektor einen Beitrag 

 
65 L. Jensen/European Parliamentary Research Service, 
National climate targets and flexibilities post‑2030, PE 
791.502, September 2026, S. 1. 
66 L. Jensen/European Parliamentary Research Service, 
National climate targets and flexibilities post‑2030, PE 
791.502, September 2026, S. 6. 

leisten sollte und dass etwaige Defizite in 
einem Sektor nicht zulasten anderer Wirt
schaftszweige gehen sollten. Ähnliches gilt 
für Flexibilitäten im Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten oder global mit internatio
nalen Gutschriften: Entsprechende Unter
suchungen werden auch derzeit wieder 
durchgeführt und die Ergebnisse diskutiert, 
insbesondere was die Nutzung internatio
naler Gutschriften betrifft67. Auch die Trans
parenz der Flexibilität könnte in der Diskus
sion um eine mögliche Weiterentwicklung 
einer Lastenteilungs-Verordnung eine Rolle 
spielen. So stellt die EU-Kommission im 
Rahmen der Konsultation die Frage, ob die 
Flexibilität beim bilateralen Handel mit 
Treibhausgasemissionszuweisungen beibe
halten werden sollte68.  

 

67 J. Graichen/S. Gores/J. Cludius/Oeko-Institut Consult 
GmbH, National targets and the ETS in a post-2030 cli
mate target architecture: A quantitative and qualitative 
discussion of scopes and synergies, 27.01.2026, S. 8. 
68 Europäische Kommission, Factual Summary Report, 
Ares(2026)6817220, S. 4. 
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Die Lastenteilungs-Verordnung sieht der
zeit keine nationalen Ziele für die Mitglied
staaten nach dem Jahr 2030 vor. Soll der 
Ansatz mit einem verbindlichen EU-weiten 
Treibhausgasemissionsminderungsziel, das 
auf ebenso verbindliche, aber unterschied
lich hohe nationale Ziele für die Mitglied
staaten aufgeteilt wird, weiterverfolgt wer
den, müsste die Lastenteilungs-Verord
nung ersetzt oder weitergeführt werden. 
Eine rechtliche Verpflichtung zur Weiter
führung der Lastenteilungs-Verordnung 
ergibt sich nicht aus dem Europäischen Kli
magesetz. Dieses erteilt der EU-Kommis
sion jedoch einen Auftrag zur Überprüfung 
des relevanten Unionsrechts. Dabei werden 
ausdrücklich einige Elemente genannt, da
runter Fairness und Solidarität zwischen 
den Mitgliedstaaten sowie Kosteneffizienz 
und Flexibilität, die derzeit von der Lasten
teilungs-Verordnung adressiert werden 
und die zukünftig auch durch eine solche 
Maßnahme umgesetzt werden könnten. 
Insbesondere Art. 4 Abs. 5 lit. f) EU-KlimaG 
verbindet Solidaritäts- und Kosteneffizienz
belange und erscheint dadurch wie eine 
Beschreibung der derzeitigen Lastentei
lungs-Verordnung mit verbindlichen natio
nalen Zielen. Gleichwohl könnten auch an
dere Ansätze zur Erreichung des EU-Klima
ziels 2040 fair und solidarisch sein. 

Der Begriff der Fairness, wie er in Art. 4 
Abs. 5 lit. q) EU-KlimaG genutzt wird, ist 
nicht primärrechtlich verankert und wird 
auch im Europäischen Klimagesetz nicht 
definiert, ebenso wenig der Begriff der Soli
darität in Art. 4 Abs. 5 lit. q) EU-KlimaG. In 
der Lastenteilungs-Verordnung und ihren 
Rechtsvorgängern hat sich jedoch histo
risch ein Verständnis von Fairness und Soli
darität etabliert, das in der Aufteilung des 
verbindlichen EU-Ziels zur Treibhausgas-
emissionsminderung auf ebenso verbindli
che, aber je nach Ausgangslage des Mit
gliedstaats unterschiedlich hohe nationale 
Ziele ausgedrückt wird. Dieses Verständnis 
ist nicht rechtlich verbindlich und ergibt 
sich auch eher indirekt aus der Historie. Es 
besteht weder eine klare rechtliche noch 
eine politische Festlegung einer Formel für 
die Verteilung.  

In einer möglichen Fortentwicklung der 
Lastenteilungs-Verordnung wird politisch 
zu beantworten sein, ob auch bei einem 
durch das EU-Klimaziel 2040 geringeren 
verbleibenden Treibhausgasemissions
budget für die Sektoren in der Lastentei
lung unterschiedlich hohe nationale Ziele 
für die Mitgliedstaaten umgesetzt werden 
können. Mit Ausweitung des EU-EHS-1 ist 
der Anwendungsbereich der Lastentei
lungs-Verordnung gegebenenfalls zu über
denken. Die bisherige Entwicklung kann als 
Bewertungsmaßstab für neue Vorschläge 
dienen, um vergleichend zu bewerten, wie 
und ob sich die nationalen Ziele und ihr An
wendungsbereich entwickeln können. 

Die Begriffe der Flexibilität und Kosteneffi
zienz werden ebenfalls in Art. 4 Abs. 5 
lit. c), f) EU-KlimaG erwähnt, aber nicht defi
niert. In der Lastenteilungs-Verordnung sol
len mit Flexibilitätsregelungen einerseits 
Zielerreichungen der Mitgliedstaaten und 
andererseits Kosteneffizienz gefördert wer
den. Die Lastenteilungs-Verordnung kennt 
unterschiedliche Arten der Flexibilität in
nerhalb der Verordnung selbst und in Be
zug zum EU-EHS-1 und zur LULUCF-Verord
nung. Eine indirekte Flexibilität ergibt sich 
bei der gleichzeitigen Anwendung des EU-
EHS-2 und der Lastenteilungs-Verordnung. 
In der Lastenteilungs-Entscheidung be
standen in der Vergangenheit zudem Flexi
bilitätsregelungen bezüglich internationa
ler Gutschriften. Auch diese bislang genutz
ten Flexibilitätsregelungen sind für die  
Zukunft nicht rechtlich bindend vorge
schrieben. Sie können aber als mögliche 
Stellschrauben für eine Weiterentwicklung 
genutzt werden, um auch künftig Kostenef
fizienz zu fördern. In der Vergangenheit wa
ren Flexibilitätsmechanismen begrenzt, um 
sicherzustellen, dass alle Sektoren bzw. alle 
Mitgliedstaaten einen Beitrag leisten; Ähn
liches wäre auch in der Zukunft denkbar. 

Fairness und Solidarität einerseits sowie 
Flexibilität und Kosteneffizienz andererseits 
wurden vorliegend als zwei Aspekte darge
stellt, die in der Lastenteilungs-Verordnung 
parallel erreicht werden können. Eine 
gleichzeitige Erreichbarkeit legt auch Art. 4 
Abs. 5 lit. f) EU-KlimaG nahe, der Solidarität 
und Kosteneffizienz zusammen als 
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Elemente nennt. Für das Ziel der Klima-
neutralität 2050 ist in Art. 2 Abs. 2 EU-Kli
maG festgelegt, dass die zuständigen Or
gane der Union und die Mitgliedstaaten bei 
ihren Maßnahmen die Bedeutung der För
derung sowohl von Fairness als auch von 
Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 
und von Kostenwirksamkeit bei der Ver
wirklichung dieses Ziels berücksichtigen.  

Allerdings können sich diese Elemente 
auch als antagonistische Konzepte gegen
überstehen. So könnte eine Treibhaus
gasemissionsminderung in den ärmsten 
EU-Mitgliedstaaten am kosteneffizientes
ten sein69. Wenn sich allerdings die wohlha
benderen Staaten aus Kostengründen 
nicht am Klimaschutz beteiligen würden, 

 
69 Solche Effekte könnten durch das EU-EHS-2 entste
hen und durch die Lastenteilungs-Verordnung abgefe
dert werden, siehe dazu C. II. 2. b) . 

wäre dies wohl kaum eine faire und solida
rische Verteilung der Bürde des Klima
schutzes. In der Vergangenheit – und bis 
heute – wurden daher in Rahmen der Las
tenteilung Begrenzungen der Flexibilität 
vorgenommen; es war weder möglich, dass 
die Mitgliedstaaten ihre Ziele allein durch 
den Handel mit Treibhausgasemissionszu
weisungen oder internationalen Gutschrif
ten erfüllen, noch sich bei der Treibhaus
gasemissionsminderung auf bestimmte 
Sektoren beschränken. Dieser Ansatz der 
begrenzten Flexibilität kann auch in der Zu
kunft helfen, eine Balance zwischen Kos
teneffizienz einerseits sowie Solidarität und 
Fairness andererseits bei der Erreichung 
der EU-Klimaziele zu schaffen. 
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